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(Beginn: 14:02 Uhr)

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich begrüße Sie zu unserer Anhörung gemäß § 173 der Geschäftsordnung für den 
Bayerischen Landtag.

Vorab weise ich unsere Experten darauf hin, dass wir ein Wortprotokoll erstellen. 
Unser Stenografischer Dienst ist nicht hier im Raum anwesend; deshalb bitte ich 
Sie, immer sehr nahe an das Mikro zu gehen, damit alles auch gut zu hören ist. 
Wundern Sie sich nicht, wenn ich immer wieder Ihre Namen wiederhole – das dient 
dem Zweck, dass die Ausführungen dem jeweiligen Redner zugeordnet werden 
können.

Ich weise noch auf einen weiteren Punkt hin. Gemäß § 138 Absatz 1 Satz 2 der 
Geschäftsordnung des Bayerischen Landtags wird eine Anhörung im Internet über-
tragen, live gestreamt, sodass sie bei YouTube entsprechend nachzuverfolgen ist, 
außer jemand von Ihnen hat etwas dagegen. – Das ist offenkundig nicht der Fall. 
Dann ist das auch so beschlossen.

Sie haben ja zugerufen bekommen, was unser Interessensgebiet ist. Ich will aus-
drücklich betonen: Natürlich gibt es aktuell Dinge, die sich der Landtag mit anderen 
Ausschüssen ansieht. Aber wir wollten mal ganz objektiv als Ausschuss wissen, 
wie es um Großprojekte steht und was wir da machen können, was da vielleicht 
Stand der Technik ist, wie man das lösen kann, wie es die Wirtschaft, die Wissen-
schaft macht, ob es da vielleicht etwas gibt, das wir lernen oder optimieren können. 
– Somit wollen wir für künftige Projekte und Vorhaben politischer Art profitieren. Wir 
wissen ja: Alles wird immer schwieriger; ich beneide niemanden, der gerade ein 
Großprojekt durchführt, insbesondere in Kombination mit der Bahn. Alles, was es 
im Eisenbahnbundesamt gibt, ist sicher hoch komplex. Sie sind völlig frei in Ihren 
Vorschlägen. In Ihren Anmerkungen müssen Sie sich nicht am Wortlaut von Geset-
zen orientieren – hier sitzt schließlich der Gesetzgeber. Gesetze kann man ändern, 
wenn’s notwendig ist. Das soll ja auch immer wieder mal vorkommen.

Dann beginnen wir mit einer kurzen Runde. Sie benennen vielleicht kurz Ihren 
Namen, Ihre Funktion. Dann haben Sie gute fünf Minuten Zeit, um uns aus Ihrer 
Sicht etwas vorzutragen. Ich würde mich nach fünf Minuten kurz räuspern. – Im 
Anschluss gehen wir dann die fünf Themenkomplexe nacheinander durch mit 
einem Zeitansatz von etwa 15 bis 20 Minuten. Dann können die Kolleginnen und 
Kollegen entsprechende Fragen und Anmerkungen an Sie adressieren. – Sie müs-
sen das silberne Knöpfchen drücken. Wenn es dann rot aufleuchtet, wie Sie es bei 
Herrn Dembinski gerade schon passiert, ist das Mikrofon an. – Ich würde vorschla-
gen, wir gehen jetzt von rechts nach links und beginnen mit Herrn Dembinski. Sie 
haben das Wort.

SV Albert Dembinski (Albert Dembinski Bau- und Projektleitung): Ich habe ein 
Büro für Bau- und Projektleitung in der Gemeinde Weyarn im Goldenen Tal. Ich 
hatte das Glück, relativ bald in Großprojekte eingebunden zu werden. 
Herr Dr. Rauscher weiß das; denn EDR war dabei. – Die grundsätzlichen Vorga-
ben für Projektleitung und Projektsteuerung sehen Sie auf der ersten Folie meiner 
Ausarbeitung: Die Leistungen des Projektleiters dienen in erster Linie der Wahrung 
von Rechten und Pflichten des Bauherrn und der Durchsetzung von Entscheidun-
gen. Die Projektsteuerung ist eine Stabsstelle; sie hat in der Regel keine Voll-
macht, vertragsrelevante Entscheidungen gegenüber den anderen Auftragneh-
mern durchzusetzen.
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Warum braucht man überhaupt solche Personen? – Sie sehen hier neun Leis-
tungsphasen nach der HOAI aufgelistet; die rote Linie zeigt die Beeinflussbarkeit 
im Projekt, und die blaue Linie zeigt den entsprechenden Mittelabfluss. Für mich 
sind immer die ersten drei Leistungsphasen am entscheidendsten. Nach dem 
Ende der Leistungsphase 3, wenn also gesagt wurde, welches Projekt man haben 
möchte, wenn Kosten und Zeit definiert sind, sind bereits 73 %, also rund drei Vier-
tel der Möglichkeiten der Einflussnahme vergeben. In den anderen Leistungspha-
sen haben Sie dann noch 22 %. So gesehen müsste man die meiste Zeit in die 
ersten drei Leistungsphasen stecken, um zu vermeiden, dass man hinterher etwas 
hat, das man gar nicht wollte und neu planen muss.

Wie kommt man überhaupt so jemandem? – Bei uns ist das relativ präzisiert. Ab 
5,382 Millionen Euro sind Sie bei uns gezwungen, EU-weit auszuschreiben. Unter-
halb dieser Grenze können Sie national ausschreiben. Bei Großprojekten sind 
5,382 Millionen Euro gar nichts.

Wie funktioniert das? Man kann das Ganze auf einer EU-Plattform platzieren. Ich 
habe links auf der Folie das heutige Datum eingesetzt; Sie sehen: Wenn alles 
super läuft, haben Sie in dreieinhalb Monaten einen Partner, der Sie unterstützt. 
Auf der rechten Seiten ist ein Projekt, das normal lief, und da haben Sie immer die 
doppelte Zeit. Auch das Aussuchen und hinterher das Festzurren der Entschei-
dung ist schwierig. Ich bin froh, dass heute ein Jurist neben mir sitzt – denn Sie 
brauchen immer einen an Ihrer Seite, der Sie unterstützt. Sie können letztendlich 
nur Fehler machen. Es gibt absolute Profis, die auf Ihre Fehler fixiert sind. Man 
weiß, dass das alles in der Praxis nicht immer so gut ist. Aber Sie haben fast keine 
Möglichkeit, solche Fehler auszuschließen.

Was tut man, wenn sich ein Projekt ändert? – Sie alle kennen ein berühmtes Ge-
bäude; es soll ein bisschen teurer geworden sein, als es zunächst geheißen hat. 
Man schaut ins Gesetz, das GWB gibt dazu alles vor. Es besagt in § 132 Absatz 2, 
dass ein neues Vergabeverfahren zwingend ist, wenn es zu einer wesentlichen Än-
derung kommt. Der Vertrag ist entweder nicht weiterzuführen, wenn Sie also diese 
neuen Leistungsteile einzeln vergeben, oder aber zu kündigen. – Dann brauchen 
Sie wieder den Juristen.

§ 132 erläutert ferner, was eine wesentliche Änderung ist: Eine Änderung ist dann 
wesentlich, wenn sich der öffentliche Auftrag erheblich vom ursprünglich vergebe-
nen Auftrag unterscheidet. Damit setzt das Gesetz einen unbestimmten Rechtsbe-
griff mit einem anderen in gleicher Weise unbestimmten Rechtsbegriff in Bezie-
hung – das heißt, wir sind genauso schlau wie vorher. Deshalb brauchen Sie 
unbedingt die Unterstützung eines Juristen. – Im Jahr 1.800 vor unserer Zeitrech-
nung war alles noch einfacher; die erste VOB, die ich kenne, steht im Louvre. Da 
stand: Wenn ein Haus zusammenfällt und ein Sklave getötet wird, ist der Sklave zu 
ersetzen; wenn der Bauherr dabei zu Tode kommt, hat der Baumeister sein Leben 
auch verwirkt.

Das Schwierigste ist die Kommunikation. Wir haben bei Corona erlebt, was das 
heißt, auch in den Videokonferenzen. Ich weiß nicht, wie Ihre Erfahrung war – aber 
für mich war das Ganze sehr, sehr mühselig, und ich verfechte nach wie vor die 
Auffassung, man sollte sich gegenübersitzen. Dabei kann man letztendlich mehr 
herausholen.

Wenn Sie nach Projektende immer noch das Wir-Gefühl praktizieren, haben Sie 
alles richtig gemacht und das Projekt erfolgreich zu Ende geführt. – Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit und freue mich über Ihre Fragen im Anschluss.

SV Prof. Dr. Ulrich Hösch (GvW Graf von Westphalen): Ich bin Rechtsanwalt mit 
Schwerpunkt bei fachplanungsrechtlichen Vorhaben, und da eigentlich mit der 
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Schaffung von Genehmigungsrecht und Verteidigung vor Gericht befasst. Das 
heißt: Es geht um Planfeststellungsbeschlüsse bei Fernstraßen, Flughäfen, auch 
die dritte Startbahn gehörte dazu. Es geht dann auch um die Fragen, welche Dinge 
ändern sich nach dem Planfeststellungsbeschluss, wie ist das rechtlich einzufan-
gen, welche Probleme hängen daran? – Es sind sehr viele verfahrensrechtliche 
Fragen, die natürlich für den Juristen, wie der Vorredner schon deutlich gemacht 
hat, nicht immer so zwingend kostentreibend sind. Der Jurist freut sich darüber, 
dass er das Verfahren ordentlich und richtig gemacht hat und dass ihm keine Feh-
ler unterlaufen sind, auch wenn er vielleicht zehn Umwege gemacht hat.

Ich habe mich schon schriftlich geäußert und will es jetzt umgekehrt aufsetzen: Ich 
glaube, dass sehr viel an der Einstellung der Beteiligten zu einem Vorhaben von 
Anfang an liegt. Vorhaben, bei denen schon der Antrag auf die Baugenehmigung 
sehr detailliert und sehr gut vorbereitet ist, haben im Genehmigungsverfahren zeit-
liche Vorteile, aber auch später in der baulichen Umsetzung. Sobald die Sachen 
sehr schnell gemacht werden, was wiederum viele Gründe haben kann, wenn 
möglicherweise bewusst Probleme ausgeklammert worden sind in der Hoffnung, 
dass es keiner merkt, tauchen meistens schon im Genehmigungsverfahren 
"Rügen" in Anführungszeichen auf, bei denen gesagt wird: Da müsstet ihr das ma-
chen. Diese Rügen führen zu Umplanungen; diese Umplanungen kosten Zeit und 
lösen meistens neue Probleme aus. Hinzu kommt, dass man sich aufgrund der 
Dauer dieser Verfahren nie sicher sein kann, dass sich nicht gesetzliche Anforde-
rungen oder die Rechtsprechung ändern.

Zum Beispiel ist 2000 die Wasserrahmenrichtlinie eingeführt worden. Sie wurde in 
Deutschland so verstanden, dass sie die Planungsbehörden bindet, nicht die Vor-
habenträger. Es ging um eine wasserrahmenrechtliche Planung. 2015 hat der 
EuGH auf eine Vorlage des Verwaltungsgerichts gesagt: Das habt ihr alle leider die 
letzten 15 Jahre falsch gesehen; das betrifft auch den Vorhabenträger, und das 
muss in einem Projekt betrachtet werden. – Einer der wesentlichen Gründe dafür, 
dass das ein großes Problem ist, ist, dass es dann auch UVP-relevant ist. UVP-
relevant heißt: Es ist beteiligungsrelevant. Ich kann also nicht einfach ein Gutach-
ten bringen, in dem ich feststelle, das ist alles gut, sondern ich muss dieses Gut-
achten über eine Öffentlichkeitsbeteiligung in das Verfahren einführen. – Um dem 
Ganzen die Krone aufzusetzen, hat das Bundesverwaltungsgericht 2020 festge-
stellt – im Ergebnis richtig –, dass alle Genehmigungen in der Vergangenheit, die 
das wasserrahmenrechtliche Gebot nicht geprüft haben, rechtswidrig sind. Wir 
haben ja immer das System "rechtswidrig und Verletzung in subjektiven Rechten", 
was im Ergebnis dazu führt, dass Interessierte/Berechtigte Aufhebungsanträge 
stellen können. Sie können sagen: Der Planfeststellungsbeschluss ist zurückzu-
nehmen, weil rechtswidrig. Dann kommt es ein bisschen auf die konkrete Abwä-
gungssituation an; denn die Rücknahme ist eine Frage des Ermessens.

Ich möchte damit deutlich machen: Es ist zum einen eine Frage der Personen und 
des Auftraggebers. Er braucht genügend qualifiziertes Personal – sei es in seiner 
eigenen Behörde, sei es in seinem Unternehmen, sei es bei den Gutachterbüros, 
die er beauftragt. Er muss ein offenes Ohr haben für Probleme, die ihm seine Gut-
achter melden. Er darf nicht sagen "wir müssen jetzt hier durch, weil dies und das 
ist", sondern er muss sagen: Okay, wenn das ein Problem ist, müssen wir eine Lö-
sung dafür finden. Im Verfahren ist es wichtig, dass die Behörden, die damit be-
fasst sind, ausreichend mit Personal ausgestattet sind. 100-seitige Gutachten aus 
allen möglichen Fachbereichen kann niemand innerhalb eines Nachmittags lesen. 
Es muss entsprechend Personal da sein, das solche Dinge abarbeiten kann.

Beim Gericht ist es letztlich genau das Gleiche. Die meisten Gerichte leiden nicht 
darunter, dass sie keine qualifizierten Richter haben, sondern sie haben zu wenige 
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Richter. Es kommt also zu Rückstaus. Ich hatte Verfahren, die bei Gericht über 
sechs Jahre anhängig waren, bis ein Urteil zu einem Planfeststellungsbeschluss im 
Straßenbau ergangen ist. Das haben die nicht mit Absicht gemacht; hier sind ganz 
viele Sachen zusammengekommen. Aber das passiert. – In meinen Augen ist die 
personelle Ausstattung bei der Erstellung des Antrags, bei der Bearbeitung durch 
die dann betroffenen Behörden und auch die personelle Ausstattung des Gerichts 
eigentlich das Zentrale.

Das Zweite, über das man nachdenken muss – das ist jetzt eher eine juristische 
Frage –, betrifft den sehr hohen Aufwand an Fachgutachten bei uns. Sie werden in 
allen Verfahren eingeführt. Ich will gar nicht sagen, dass das nicht berechtigt ist; 
denn all die Probleme, die dahinter stecken, sind Probleme – sei es im Arten-
schutz, sei es im Wasserrecht, sei es bei Natur und Landschaft, bei der Luftreinhal-
tung oder beim Klimaschutz. Die Frage ist aber, ob es sinnvoll ist, dass diese Gut-
achten von Juristen geprüft werden. In der Regel sind das Fachgutachten, und ein 
wesentlicher Punkt, der bei uns zur Komplizierung von Verfahren führt, ist, dass die 
Gutachten, die eigentlich Fachgutachten sind, zum Gegenstand des juristischen 
Streits werden. Dann sind die Gerichte gezwungen, sich in diesen fachlichen Fra-
gen zu bekennen und Stellung zu beziehen. Sie machen das natürlich über eine 
gewisse Plausibilitätsprüfung, aber sie beschäftigen sich intensiv damit. – Man 
könnte darüber nachdenken, im europäischen Recht, das angelehnt an das franzö-
sische Rechtssystem und eher formal ist, grundsätzlich zu sagen: Eine FFH-Ver-
träglichkeitsprüfung wird von einem Gutachter gemacht, der bestimmte Qualifikati-
onen haben muss. Diese Prüfung wird von einem anderen Gutachter geprüft, und 
damit ist das formale Erfordernis, dass diese Prüfung gemacht wird, abgehakt. Sie 
wird dann nur noch, wenn überhaupt, in extrem gravierenden Fällen zum Rechts-
streit führen können. – Darüber kann man nachdenken; es würde aber unser juris-
tisches System, unser Rechtsschutzsystem in diesem Bereich deutlich umkrem-
peln.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank. Wir haben jetzt schon ver-
schiedene Punkte gehört: Eine entsprechende Anzahl von Fachkräften, Justiz und 
eine gute Vorbereitung sind wichtig. Herr Dembinski hat gesagt, dass in den ersten 
Leistungsphasen der Einfluss am größten ist. Wir gehen weiter bitte.

SV Dipl.-Ing. Alex Indra (Stadtwerke München): Ich bin gelernter Bauingenieur 
und habe mittlerweile über 24 Jahre Berufserfahrung. Seit dem 01.01. bin ich in 
der Stabsstelle der Stadtwerke München bei Herrn Wortmann, Mobilität, angesie-
delt. Dort sind die Großbauprojekte in München ansässig. Ich kümmere mich um 
die Westtangente im Münchener Norden, die Nordtangente und die Tram Johan-
neskirchen. Dazu kommt der Betriebshof in der Ständlerstraße, der UBR 2 gehört 
zu meinem Projekt sowie das neue Leitsystem von CBTC für die U-Bahn.

Die Kollegen, die nach mir kommen, werden wohl einiges über Pre Controlling er-
zählen. Ich schließe mich dem Kollegen rechts von mir an: Sie gewinnen und ver-
lieren ein Projekt am Anfang. Je genauer ein Projekt aufgebaut ist und je genauer 
Sie es kalkulieren können, desto besser. Vielleicht können Sie in der Leistungspha-
se 1 hinter die Kulissen schauen und merken, dass dort einige Dinge schlummern, 
die man von Anfang an in das Projekt mitnehmen sollte. Ein erfolgreiches Projekt 
ist das Zusammenspiel aller Beteiligten.

Ich möchte heute über Veränderungen, das Veränderungsmanagement bei Projek-
ten sprechen. Sie sind maßgeblich für viele Projekte bei uns. Mein Kollege hat 
schon gesagt, dass sich die DIN-Normen ändern können; auch andere Vorgaben 
können sich ändern. Daraus folgen Umplanungen, Neuplanungen. Auch äußere 
Einflüsse gibt es wie Corona oder andere Dinge. Sie spielen eine Rolle bis hin zum 
Planungsstopp. Man weiß manchmal wirklich nicht, wie es weitergeht. Davon, dass 
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neu ausgeschrieben werden muss, hat der Kollege auch schon erzählt. Ich möchte 
das alles nicht wiederholen. Aber Änderungen im Projekt sind maßgeblich für die 
Termine und Kosten. Diese Änderungen können innenpolitischer, außenpolitischer 
Natur sein oder sehr vielfältige technische Gründe haben. Man muss offen und 
transparent mit ihnen umgehen. Nur so können Sie von Anfang an Transparenz in 
Großprojekten schaffen. Wir kalkulieren so gut wie möglich mit Risikorückstellun-
gen und so weiter; aber man kann nicht alle Risiken berücksichtigen. Wenn Sie in 
den Baugrund gehen, können Sie vorab Bohrungen machen – aber letztendlich 
wissen Sie erst, wenn der erste Bagger kommt, was er wirklich draußen vorfindet.

Manche Risiken kann man schon in der Planung und in der Budgetierung einschät-
zen. Daneben gibt es eben äußere Einflüsse, die das Projektteam mitnehmen 
muss, wenn es in eine politische Richtung geht, was auch völlig in Ordnung und 
gar nicht abwegig ist. Ich nenne ein Beispiel: Die Neubaustrecke Ulm – Merklingen 
wurde neu gebaut, und es gab keine Haltestelle in Merklingen. Später wurde sie 
eben dazu genommen – mit entsprechenden Auswirkungen auf die Bauzeit und 
die Kosten. Sie gingen nach oben. Damit muss man offen umgehen und transpa-
rent sein. – Insofern sind Änderungen für jedes Projekt maßgeblich. Es gibt sie, 
und sie sind auch nicht wegzudiskutieren. – Ich freu mich später auf Ihre Fragen in 
der Diskussion.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Konrad Nübel (TU München): Ich bin seit fünf Jahren Pro-
fessor an der TU München; davor war ich 20 Jahre lang in der Bauwirtschaft so-
wohl auf planender als auch auf operativer Seite. Ich habe sehr viele Großprojekte 
begleitet, insbesondere im Infrastrukturbau, auch international. Ich war mehrere 
Jahre in China, habe in Kanada oder auch im Oman gebaut und die Erfahrung ge-
macht, dass man im privaten Bereich sehr wohl Projekte, auch sehr große Projek-
te, sehr punktgenau abwickeln kann. Der Schlüssel dafür ist, wie meine Kollegen 
schon gesagt haben, eine sehr gute Planung, eine gewisse Agilität im Projekt, aber 
auch die Bereitschaft des ganzen Projektteams, das Projekt mit einer gewissen 
Zielsetzung gut zu Ende zu führen, also ein kollaboratives Verständnis zwischen 
allen Parteien. Das ist bei öffentlichen Projekten durch die sehr kompetitiven Ver-
gabeverfahren oft nicht der Fall. Da gibt es oft sehr große Zielkonflikte innerhalb 
der unterschiedlichen Parteien.

Heute geht es um Projektcontrolling; das bedeutet, dass man zu jedem Zeitpunkt 
genau weiß, wo das Projekt steht, wie die Termine sind, wie die Kosten sind und 
wie das Bausoll ist, das man bis dahin erzielt hat – also der Ist-Zustand. Den Ziel-
zustand muss man halt auch kennen. Der Zielzustand ist am Anfang oft sehr un-
scharf definiert, weil viele Projekte der öffentlichen Hand einen – sagen wir mal: – 
sehr sportlichen Preis bekommen, weil man halt ein politisches Commitment erzie-
len möchte. Das erste Problem dabei ist, dass die Baukosten oft viel zu gering an-
gesetzt werden. Das liegt wiederum an einer sehr starren Kosten-Nutzen-Analyse, 
der man die Projekte unterziehen muss. Man betrachtet eigentlich nicht den gro-
ßen volkswirtschaftlichen Effekt, den man durch gewisse Großprojekte, auch Infra-
strukturprojekte generieren kann. Deshalb wird das sehr schmal ausgelegt.

Beispielsweise war die zweite S-Bahn-Stammstrecke in München knapp über 1. 
Aber die Notwendigkeit, dass dieses Projekt gebaut werden muss, ist frappierend 
offensichtlich. Das kann’s einfach nicht sein. Von daher war von Anfang an klar, 
dass es eine gewisse Kostensteigerung gibt.

Was bedeutet es, ein Projekt von Anfang an gut auszurichten? – Man weiß, dass 
es in den Projekten eine gewisse Dynamik gibt, Änderungen, Dinge, die man nicht 
vorhersagen kann. Man muss daher gewisse Leitbilder entwickeln, sodass ein brei-
tes politisches Commitment für Großprojekte erzielt wird. Denn man baut immer 
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nicht nur mit den Stakeholdern, die direkt beteiligt sind, sondern man hat es mit 
sehr vielen unterschiedlichen Interessengruppen zu tun. Da sind Naturschutzver-
bände, Bürgervereine, die Stadt – alle möglichen unterschiedlichen Parteien. Wich-
tig ist, dass man an einem gemeinsamen Strang zieht, dass man also Leitbilder 
entwickelt und die Projekte so aufstellt, dass zumindest ein Großteil der beteiligten 
Personen für das Projekt ist. Das macht es dann auch im Lauf der weiteren Ent-
scheidungsfindung einfacher, sich an gewissen Leitlinien zu orientieren. Dann ver-
liert man sich nicht im Klein-klein der unterschiedlichen Regulatorik, die aber auch 
eine gewisse Grauzone hat. Insofern ist es wichtig, bei einem solchen Projekt ein 
Momentum zu erzeugen, praktisch ein Narrativ, indem man sagt: Dieses Projekt 
wollen wir jetzt wirklich, und das ist gut für die Gesellschaft. – Soweit meine Stel-
lungnahme.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank. Sie haben dafür plädiert, 
Transparenz herzustellen und die ganzen Stakeholder mitzunehmen.

SV Dipl.-Ing. Rainer Post (Bayerische Architektenkammer): Im Vorstand der 
Bayerischen Architektenkammer bin ich für Vergabe- und Wettbewerbswesen ver-
antwortlich; andererseits bin ich Geschäftsführer von Doranth Post Architekten: Wir 
planen und bauen seit 28 Jahren hauptsächlich Forschungsgebäude fast in jedem 
Bundesland. In Österreich und in der Schweiz und hier in Bayern haben wir mittler-
weile vier Forschungsgebäude nach Artikel 91b gebaut, unter anderem das Trans-
latum hier ein Stückchen weiter oben im Klinikum Rechts der Isar. Wie Sie wissen, 
sind diese Gebäude zeitlich extrem limitiert: Wir müssen die Gebäude innerhalb 
von fünf Jahren von der Bewilligung des Zuschusses durch die GWK bis zur Inbe-
triebnahme und zum Einzug des Nutzers komplett übergeben. Das konnten wir ei-
gentlich mit den Strukturen, die wir hier im Freistaat Bayern haben, sehr gut reali-
sieren. Das war immer das Staatliche Bauamt – in diesem Fall München 2. Diese 
Strukturen habe ich persönlich im Vergleich zu Strukturen in anderen Bundeslän-
dern als sehr effektiv und gut erlebt.

Unsere Forschungsgebäude würde ich jetzt nicht gerade als große Infrastruktur-
projekte bezeichnen. Sie liegen so zwischen 40 und 150 Millionen Euro; eines liegt 
bei über 300 Millionen Euro. Aber die Gesetzmäßigkeiten können wir übertragen. 
Ich möchte nichts wiederholen; der Punkt Änderungen/Umplanungen ist angespro-
chen worden.

Die Bedarfsermittlung ist hier ein wichtiger Punkt. Er hat auch Eingang in die 
RLBau 20 gefunden. Woher kommen denn Änderungen? – Natürlich kommen Än-
derungen aus unterschiedlichen Normen, aus der Änderung von Regeln. Gerade 
die technischen Regeln für Arbeitsstätten haben einen sehr großen Einfluss dar-
auf. Sie kommen aber oft aus dem Nutzerbedarf. Gerade im Forschungsbereich ist 
es sehr, sehr schwierig, den Nutzerbedarf im Vorfeld einzugrenzen. Denn For-
schung bewegt sich, entwickelt sich weiter: Ein Gerät, das Sie vielleicht vor vier 
Jahren eingeplant haben, hat mittlerweile ganz andere Bedingungen. Das heißt: 
Die Bedarfsermittlung ist entscheidend. Je genauer sie ist, umso genauer können 
Sie die Risiken später eingrenzen. Die Bedarfsermittlung umfasst auch die Beson-
derheiten des Grundstücks, die Bebaubarkeit und die Frage, ob das Programm 
überhaupt auf dem betreffenden Grundstück untergebracht werden kann. Sie er-
streckt sich natürlich auch auf eine Budgetaufstellung, eine Vor-Kalkulation mit 
einem gewissen Risikokorridor, was ja in der neuen RLBau 20 auch vorhanden ist.

Das Controllingsystem des Landtags ist in der RLBau von der Einstufigkeit auf eine 
Zweistufigkeit ausgeweitet worden: Wir haben die Projektunterlage – PU – und die 
Projektplanung – PP. Ein generelles Problem im Planungsablauf ist, dass jeder die-
ser Genehmigungsprozesse eine Unterbrechung des Planungslaufs für circa vier 
bis sechs Monate bedeutet. Sie müssen ja die Unterlage aufbereiten; diese Unter-
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lage muss vom Haushaltsausschuss des Landtags genehmigt werden, und geht 
dann zurück ins Planungsteam. – Diesen Schritt der Projektplanung – ich möchte 
nicht sagen: einzudampfen, aber: – zu verkürzen, wäre unser Bestreben, das wir 
schon verschiedentlich angebracht haben, sodass wir wenigstens weiterplanen 
könnten. Sie wissen, die PP ist der Abschluss der Ausführungsplanung und die 
Ausbreitung des 60-Prozent-Pakets der Ausschreibungen. Das Team nach diesem 
Stopp für sechs Monate dann wieder zum Laufen zu bringen, ist für alle Büros, für 
alle Fachplanungen schwierig. Hier müsste eine andere Genehmigungspraxis 
überlegt werden.

Herr Hösch hat kurz auf das Planfeststellungsverfahren hingewiesen. Bei den Ge-
nehmigungsverfahren haben wir das Problem zum Beispiel in der Landeshaupt-
stadt München, dass wir unter sechs Monaten nicht aus einem Genehmigungsver-
fahren rauskommen. Tatsächlich versucht man im Vorfeld, mit der Behörde Dinge 
abzusprechen und die Genehmigungsfähigkeit zu klären. Aber die Behördenvertre-
ter machen da keine verbindliche Aussage. Uns werden im Genehmigungsverfah-
ren oft Nachforderungen gestellt, die wir vorher eigentlich gar nicht auf dem Schirm 
hatten, die uns nicht genannt wurden. Das ist uns auch beim Multiple-Sklerose-
Zentrum am Klinikum Rechts der Isar passiert; das löst dann wieder Nacharbeiten, 
Nachreichungen und damit auch eine gewisse Unzufriedenheit des Auftraggebers 
– das steht außer Frage – aus. Wir haben Terminverzögerungen.

In der Projektsteuerung ist für uns generell wichtig, dass Entscheidungen getroffen 
werden. Oft ist es gar nicht so wichtig, ob die Entscheidung gut oder schlecht ist – 
Hauptsache, es liegt eine Entscheidung vor, damit wir weiterkommen. Das Ge-
heimnis des schnellen Bauens ist das Treffen von Entscheidungen, auch das Hal-
ten dieser Entscheidungen und die Übernahme der Verantwortung dafür. Oft haben 
wir Probleme, wenn versucht wird, Verantwortungen und Haftungen zu verschie-
ben. Dann sind die Schnittstellen nicht eindeutig geklärt, und da kommt es zu Stö-
rungen. Diese Störungen sind im Planungs- und Bauablauf doch entscheidend.

Umplanungen sind – das haben die Kollegen schon ausgeführt – Störungen, sa-
lopp gesagt: die Killer des Bauprozesses. Denn wenn der Zug mal richtig läuft, die 
Verträge abgeschlossen sind, verbindliche Ausführungstermine und verbindliche 
Preise vereinbart sind, wird das alles durch eine Umplanung, durch Nachträge ge-
brochen. Diesen Zug wieder vernünftig ins Laufen zu bringen, ist jedes Mal ein 
Kraftakt. Das sollte vermieden werden.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Post. – Das kenne ich 
auch gut. Man freut sich besonders, wenn der Bauantrag kurz vor der Einreichung 
ist oder sogar die Mappen schon ausgedruckt sind und ein Kunde mit dem Vor-
schlag kommt, man könnte hier noch was anbauen und dort was machen. Wir wer-
den auch noch ergründen müssen, dass Projektcontrolling so zu verstehen ist, 
dass man jederzeit weiß, wo die Kosten stehen. Zu fragen ist, ob das nur für uns 
Ingenieure gilt oder nicht auch für die Politik.

SV Dr. Dipl.-Ing. Wolfgang Rauscher (EDR GmbH): Ich war Mit-Gründungsge-
sellschafter der EDR GmbH in München, habe mein Büro Ende 2018 übergeben, 
bin aber seither noch für das Büro verschiedentlich tätig, unter anderem jetzt bei 
der Baubegleitung der zweiten S-Bahn-Stammstrecke.

Um die Diskussion anzuschieben, möchte ich eigentlich nur eine kleine Spitze los-
werden und vielleicht auf zwei Dinge hinweisen. – Im Jahr 2015, also vor acht Jah-
ren, gab es eine Reformkommission "Bau von Großprojekten", an der die Spitzen 
des Baugeschehens in Deutschland beteiligt waren. Darüber gibt es einen umfang-
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reichen Bericht. Wenn ich heute in diesen Bericht schaue, stelle ich fest: Es hat 
sich eigentlich nichts geändert; das Ganze war für die Katz.

Aus den zehn Empfehlungen dieser Reformkommission haben Sie sich einen 
Punkt herausgesucht, den Punkt 8: Projektsteuerung, Projektcontrolling. Auch da 
fehlt es in vielen Punkten, aber nicht überall. Hier möchte ich kurz auf zwei Aspek-
te hinweisen. Der erste und wichtigste Punkt ist natürlich, dass zu Beginn eines 
Projekts festgelegt wird, wer an der Spitze der Projekthierarchie steht. Wer will 
über die Dinge informiert werden? – Er muss alles Weitere bestimmen, er muss 
auch die ganze Struktur der Projektsteuerung einrichten und prüfen und dafür sor-
gen, dass die Projektsteuerung so eingerichtet wird, dass sie durchgehend und 
über 20, 30 Jahre funktioniert. Das ist eine große Aufgabe, und die wird oft ver-
nachlässigt. Oft weiß man nicht, wer das ist, wer nimmt das in die Hand, und wie 
wird vertraglich geregelt, dass diese Institution nach unten durchregieren kann.

Der zweite Punkt: Die Projektsteuerung ist eigentlich eine Arbeitsmethode, kein na-
turwissenschaftliches Projekt. Die Projektsteuerung und das Projektcontrolling um-
fassen das gesamte Projekt. Ich habe es in meinem Statement als Nervensystem 
beschrieben. Alle Beteiligten werden von diesem Nervensystem erfasst, und dann 
muss auch dafür gesorgt werden, dass alle die Informationen liefern, die das Ge-
hirn braucht. Mittlerweile sind schon viele Dinge angesprochen worden, die Projek-
te schwer machen. Dazu möchte ich drei Stichworte nennen:

Erstens. Bei lang laufenden Infrastrukturprojekten gehört unbedingt die Teuerung 
erfasst. Bei einem Projekt, das über 30 Jahre läuft, muss ich wissen, welche Rolle 
die Teuerung gespielt hat. Vor Kurzem habe ich aus anderen Gründen mal nachge-
sehen, was die Neubaustrecke Nürnberg – Ingolstadt eigentlich gekostet hat. Ich 
habe dabei zwei Zahlen gefunden: 2 Milliarden am Anfang; später waren es 4 Milli-
arden. Was ist daran Teuerung bei einem Projekt über 20 Jahre, was nicht? – Ich 
war damals als Prüfingenieur in das Projekt involviert. Damals hat es Sicherheits-
änderungen gegeben, man hat wesentliche Änderungen – das ist der zweite As-
pekt – mit Notausgangstunnel gemacht. Die haben viel Geld gekostet, und keiner 
weiß, wie viel das ausgemacht hat. – Das Thema Änderungen muss also ganz 
stringent mitverfolgt werden.

Drittens. Zu jedem Großprojekt gehört auch ein Risikomanagement; und das muss 
bewirtschaftet werden. Wenn ein Risiko eintritt, muss es aus dem Katalog heraus-
genommen und als Änderung betrachtet werden. Der Risikotopf muss über die 
ganze Zeit mitverfolgt werden. Er ist kein Reservetopf, sondern es gibt Gründe für 
Entnahmen. Er kann nicht also Reservetopf dienen.

Die Themen Änderungen – Risiko – Teuerung müssen über die gesamte Bauzeit 
strukturell verfolgt werden. Das geht nur, wenn das System am Anfang so zerlegt 
wird, dass man aus den einzelnen Elementen die gewünschten Informationen für 
die Spitze zusammenbauen kann.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Rauscher. – Eine kurze 
Nachfrage: Mit Teuerung meinen Sie die Kosten für neue Rechtsvorschriften, die 
man einhalten muss?

SV Dr. Dipl.-Ing. Wolfgang Rauscher (EDR GmbH): Nein; das ist für mich eine 
Änderung.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Teuerung ist dann wirklich der Baupreisin-
dex?

SV Dr. Dipl.-Ing. Wolfgang Rauscher (EDR GmbH): Genau.
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SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Philip Sander (Universität der Bundeswehr München): Ich 
bin Bauingenieur und seit über 15 Jahren in Großprojekten weltweit tätig, beson-
ders im Infrastrukturbau, maßgeblich Tunnelbau – vom großen Alpentunnel bis hin 
zum U-Bahn-Bau in Nordamerika und auch in Deutschland mittlerweile mit Fokus 
Risikomanagement, Kostenmanagement und auch Vertragsmodelle. – Herrn Rau-
scher kann ich nur für die Vorrede danken. Sie sprechen mir aus der Seele. Die 
Frage, die wir alle haben, ist immer die gleiche: Warum reicht das Budget nicht 
aus? – Wir reden von Budgets, müssen aber differenzieren zwischen Budget und 
Kosten. Budget ist nicht gleich Kosten bei einem Projekt. In anderen Ländern 
haben wir das schon lang umgesetzt; bei uns gibt es aber immer nur eine einzige 
Zahl. Sie wird am Anfang festgeschrieben und muss bis zum Ende halten. Bei 
einem Projekt, das eine Größenordnung wie die zweite S-Bahn-Stammstrecke hat, 
haben wir große Unsicherheiten, Unschärfen. Wir müssen dem mit adäquaten Me-
thoden begegnen, um sie darstellen zu können. Das können Sie mit der Punkt-
schätzung nicht machen. Ich frage nach der Methode. Wie können wir die Projekte 
methodisch so aufstellen und transparent darstellen, dass wir das bekommen, was 
wir für ein robustes Budget brauchen?

Ein Beispiel. Ich sage Ihnen: Am 13. Juni dieses Jahres wird es um 10:35 Uhr reg-
nen. Dann sagen Sie zu mir: Herr Sander, woher wissen Sie das? – Wenn ich aber 
sage, dass es in der zweiten Juni-Woche regnen wird, sagen Sie: Ja, das kann ich 
mir vorstellen. – Diese Sicherheit in der Aussage zu Kosten und Terminen brau-
chen Sie auch bei Großprojekten. Es geht darum, adäquate Methoden mit der be-
nötigten Bandbreite zu wählen. Herr Rauscher sagte schon, dass es wichtig ist, 
drei Komponenten reinzubringen: Im Risikomanagement die Basiskosten, die Kos-
ten, wenn alles nach Plan läuft, zum Beispiel entsprechend dem BIM-Modell, zwei-
tens die Risiken zu erfassen und zu bewerten, und drittens die Preissteigerungen, 
Teuerungsrate, zukünftige Inflationsrate. Die muss ich einrichten, um die Kosten 
adäquat zu berücksichtigen. Das alles leistet ein Budget nicht. Sie müssen diese 
Kosten also kontinuierlich im Risikomanagement erfassen, bewerten, Unsicherhei-
ten darstellen. Dann können Sie auch sagen: Sie kreieren ein Budget in Robust-
heit. Sie können dann sagen: Innerhalb der Bandbreite mit allen Szenarien vom 
best bis worst case wird ein Betrag platziert, der eine Wahrscheinlichkeit von – 
sagen wir: – 80 % hat, nicht überschritten zu werden. Das ist dann die Robustheit 
des Budgets, und die gilt es ständig, kontinuierlich während der Bauzeit zu über-
prüfen. Ein Projekt ist dynamisch, es ändert sich; das Budget ist aber statisch, es 
ist finanziert.

Zweiter Punkt. Um das zu erreichen, müssen wir alle entsprechenden Kosten wie 
auch Risiken und Termine miteinander verschneiden, also integral betrachten. Das 
tun wir nicht, bei keinem der Großprojekte zurzeit; eine einzige Ausnahme gibt es 
in Bayern. Wir betrachten Termine und Kosten unabhängig. Sie wissen genau, 
dass an der Verschiebung von Terminen bei Großprojekten Kosten dranhängen. 
Man nennt das "zeitgebundene Kosten"; sie sind die maßgeblichen Kosten in den 
Projekten. Dann wird es teuer. Es gibt integrale Modelle, digitale Zwillingsmodelle, 
die in Großprojekten weltweit, auch in Deutschland angewandt werden und bei 
denen solche Verschneidungen stattfinden. Ich kann daran ziehen – Sie können 
sich das vorstellen wie eine Strippe –, und alles ändert sich ein bisschen. Ich sehe 
die Auswirkungen. Diese Modelle werden in München eingesetzt, zum Beispiel bei 
der U 6-Verlängerung nach Martinsried. Ich bin sicher: Wir haben dort ein robustes 
Budget geschaffen mit einem Robustheitsgrad aufgrund der dort eingesetzten Ana-
lysemethoden.

Auch zu den Vertragsmodellen muss ich noch ein Wort verlieren. Ein Einheitspreis-
vertrag ist nicht adäquat für ein Großprojekt. Er setzt voraus, dass wir die Leistun-
gen am Großprojekt vorher vollständig in einem Leistungsverzeichnis beschreiben. 
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Das können Sie nicht. Sie haben immer Fehler und Lücken drin, die ganz normal 
sind. Das macht es schwierig.

Wir vergeben nach wie vor an den Billigsten, weil wir so wirtschaftlich sind. Hier 
gibt es aber schon Modelle, die partnerschaftlich sind. Man nennt das Integrierte 
Projektabwicklung, Allianz-Modelle. Sie erlauben, dass wir die Baufirma schon früh 
einbeziehen. Wir besprechen gemeinsam mit den Planern die Planung, treiben die 
Planung gemeinsam voran und ermitteln gemeinsam Kosten und Termine. Daraus 
entwickeln wir Zielkosten, die mit einem Bonus-Malus-System verknüpft sind. Sol-
che Modelle gibt es schon. Die Deutsche Bahn hat zehn solche Projekte in 
Deutschland ausgesucht, die als Piloten agieren. Eines davon ist ein Teilprojekt der 
zweiten S-Bahn-Stammstrecke München, und ich plädiere dafür, dass wir auch 
hier in Bayern den Weg gehen, mit politischer Unterstützung solche Modelle zu 
etablieren und voranzutreiben. – Vielen Dank.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank. – Das ist sicher ein wichtiger 
Hinweis, dass man Kosten und Zeit zusammen betrachten muss; wenn sich etwas 
verzögert, wird es halt auch teurer.

SV Dipl.-Ing. (FH) Ralf Wulf (LH München): Als Letzter in so einer Runde dranzu-
kommen, ist überragend, weil schon so ziemlich alles gesagt ist. Ich muss das Ge-
sagte aber mit meinen Themen in Übereinklang bringen. – Ich leite im Baureferat 
der Landeshauptstadt München die Hauptabteilung Ingenieurbau. Also ist alles, 
was die Stadt an Brücken hat, die Tunnel am Mittleren Ring, die Isar-Renaturie-
rung, den U-Bahn-Bau und so weiter in meinem Bereich. Mir ist wichtig zu sagen: 
Ich bin in der dritten Wahlperiode im Vorstand der Bayerischen Ingenieurekammer-
Bau und beschäftige mich dort auch mit etwas übergeordneten Dingen. – Vieles 
wurde schon angesprochen, auch die Budgetaufstellung. Ich spreche da grund-
sätzlich vom Fluch der ersten Zahl. Am Start von Projekten wird eine Zahl genannt, 
ganz selten von einem Techniker, meistens von anderen Personen. Diese Zahl 
steht dann in der Zeitung, und die gilt. Das macht aber keinen Sinn. Solange ich 
keine ausreichende Planungstiefe habe, den Baugrund nicht kenne, die Sparten 
nicht, die Rahmenbedingungen nicht erkundet habe, den Bestand nicht kenne, 
kann ich überhaupt keine Zahl nennen. Wenn ich die Rahmenbedingungen kenne, 
muss ich, wie angesprochen wurde, die Risiken einkalkulieren. Wir beginnen 
immer mit Mindestwerten, unabhängig von den Risiken. Da müssen auch externe 
Risiken, Wetter, Katastrophen, Streiks, alles Mögliche überlegt werden. Dann 
haben wir bei Planungsbeginn immer einen Topf "Unvorhergesehenes", den wir im 
Lauf des Prozesses abschmelzen. Wir machen auch Prognosen auf die Preisent-
wicklung; wir denken darüber nach, wie sich der Index in den nächsten Jahren ent-
wickeln könnte. Im Münchener Stadtrat haben wir es geschafft, dass ich alle Leis-
tungen, die wir noch nicht vergeben haben, bei einem Projekt jedes Jahr um den 
Indexpreis anpassen darf. Irgendwann einmal haben wir den Stadtrat davon über-
zeugen können, indem wir gesagt haben: Wir prognostizieren die Indexentwicklung 
so; wenn es aber mehr wird, machen wir es anders.

Alle Vorredner haben von Änderungen und davon gesprochen, dass Änderungen 
Geld kosten. Wenn ich meine Kosten ermittelt habe und mir ein Budget geben will, 
ist mir immer unheimlich wichtig, das Soll zu definieren, das wir für dieses Budget 
wirklich bauen werden. Das muss definiert sein. Sehr oft werden nämlich Projekt-
steigerungen oder -änderungen als solche verkauft, obwohl sie eigentlich Projekt-
ausweitungen sind: Wenn ich als Architekt einen Hochbau mit zehn Stockwerken 
genehmigen lasse, aber schließlich zwölf baue, dann weiß jeder: Das wird wohl 
teurer. Oder wenn ich eine U-Bahn-Röhre mit vier Bahnhöfen und vier Kilometern 
Länge plane, schließlich aber fünf Bahnhöfe und fünf Kilometer Länge baue, ist 
das zwar eine Änderung im Projekt, aber von den Kosten her ist das eine Projekt-
ausweitung, eine Projektergänzung. Das erlaube ich mir zum Schutz der Kollegen 
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von der S-Bahn: Auch, wenn ich eine dritte zusätzliche Rettungsröhre baue, ist das 
eine Projekterweiterung, -ergänzung, die automatisch zusätzliches Geld kostet, 
nicht eine eigentliche Budgeterhöhung. Beim Beginn eines Großprojekts wie der 
zweiten S-Bahn-Stammstrecke wurde gesagt, wir werden zum Fahrplanwechsel 
2026 in Betrieb gehen – da kann ich nur lachen, wenn jemand glaubt, ein Projekt 
so weit voraus so exakt durchplanen zu können, bevor der erste Spatenstich über-
haupt gemacht ist. – Man muss das aber machen, weil die Politik das fordert.

Zum Thema Qualität; gerade wurde über die Preismodelle gesprochen. Das finde 
ich mit den Baufirmen wirklich ganz toll. Mir wäre es aber noch wichtiger am Pro-
jektstart mit den Planungsleistungen. Wir vergeben nämlich viele Planungsleistun-
gen sehr oft nach dem günstigsten Preis. Der Auftraggeber weiß beim Durch-
schauen schon: Dafür kann der das nicht machen. Dafür kriege ich nicht die 
geistig-schöpferische Leistung in der Qualität, die ich haben will.

Vorhin haben wir gehört, dass drei Viertel des Geldes in den Anfang gehen. Daher 
muss ich die planerische Qualität auf sinnvollem Niveau einkaufen. Wir haben ein 
sogenanntes Fair-Preis-Modell schon einmal propagiert. Das habe ich über die 
Kammer umgesetzt und bei ein, zwei Vergaben auch selber schon gemacht. Wenn 
ich fünf Bieter im Rennen habe, nehme ich das Mittel der fünf Angebotspreise, 
schaue, was wir für die Leistung kalkuliert haben, dividiere die beiden Honorare 
durch 2 – das ist dann das "optimale" Honorar. Dann vergebe ich die maximale 
Punktzahl beim Kriterium Preis an denjenigen, der am nächsten an diesem Fair 
Preis ist. – Das können Sie downloaden auf der Kammerseite der Bayerischen In-
genieurekammer Bau, Fair-Preis-Modell. Das wäre absolut sinnvoll. Beim Autokauf 
versteht es jeder. Wenn ich Autos nach dem Preis kaufe, kann ich definieren: Ich 
will vier Räder, Lenkrad, Kofferraum und Allrad. Das habe ich gemacht und einen 
Dacia Duster gekauft. Den habe ich fünf Jahre gefahren, war ein Klasse Auto, 
überragend. – Jetzt fahre ich einen Volvo; ich habe jetzt eine andere Qualität. Er 
war zwar teurer, aber ich habe eine andere Qualität.

Wir müssen also bei der Beurteilung des geistig-schöpferischen Arbeitens an un-
seren Infrastruktur-Projekten darüber nachdenken, ob wir bei Bauwerken, die hun-
dert Jahre genutzt werden sollen, einen Dacia wollen, oder ob da der Volvo günsti-
ger ist. – Zu anderen Themen wie Gemeinsamkeit und Partnerschaftlichkeit stehe 
ich, solange ich baue. Das sind ungefähr bisher 35 Jahre.

Einen abschließenden Satz erlaube ich mir noch, Herr Prof. Nübel: Nicht alle Priva-
ten können es besser. Wir haben einige Tunnel am Mittleren Ring total innerhalb 
der Kosten und Termine gebaut, und wir könnten darüber diskutieren, was die 
BMW-Welt gekostet hat und zu welchem Preis sie kalkuliert war. Die letzten Zah-
len, die dann wirklich abgerechnet wurden, kennt gar keiner mehr. Da wurde über 
Vorstandswechsel so viel geändert und ergänzt, dass das nicht mehr ins Budget 
gegangen ist.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank. Allerdings muss man bei pri-
vaten Bauvorhaben nicht so streng draufgucken, weil das Geld Privatleuten gehört. 
Manche bauen sich da Denkmäler. Luxushotels waren lange Prestigeprojekte, die 
jeder haben wollte. Wenn das dann 50 oder 100 Millionen mehr kostete, war es 
halt so. Ob sich das jemals wirtschaftlich rechnet, müssen die selber beantworten. 
– Herr Nübel hat sich schon gemeldet. Sie können natürlich jederzeit Ausführun-
gen der Kollegen kommentieren. Man darf sich auch mal widersprechen. – Ich 
würde die Veranstaltung gerne strukturieren, auch für die Fragen der Kolleginnen 
und Kollegen. Wir haben uns im Wesentlichen ein Grundgerüst aus fünf Themen-
komplexen gegeben.
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SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Konrad Nübel (TU München): Zur Gegenüberstellung von 
privaten und öffentlichen Projekten gibt es auch wissenschaftliche Untersuchun-
gen. Sie zeigen eindeutig eine bessere Kostensicherheit bei privaten Projekten. 
Selbstverständlich läuft das eine oder andere private Projekt auch mal falsch oder 
aus dem Ruder. Aber im Mittel ist die Entwicklung privater und öffentlicher Projekte 
wirklich signifikant unterschiedlich.

SV Dipl.-Ing. Rainer Post (Bayerische Architektenkammer): Meine persönliche Er-
fahrung ist eine andere. Wir haben dort auch Novartis oder Boehringer als Bauher-
ren beraten. Die Preise sind ähnlich bis gleich, auch die Bauzeiten. Es ist eher so, 
dass Sie von einer Entscheidung des Vorstands sehr schnell überrascht werden 
können; Sie müssen Ihre Vorlagen genauso erarbeiten. Das einzige, was dort 
einen stärkeren Fokus bekommt, ist die Qualitätssicherung. Dort wird noch eine 
Ebene der Qualitätssicherung eingeführt, die die Planung letztendlich überprüft. Ich 
kann das aber nicht bestätigen; wir bauen immer noch am liebsten mit dem Staatli-
chen Bauamt.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Ich fand auch wichtig, dass gesagt wurde, 
dass es immer eine Oberbauleitung geben muss, einen Häuptling, einen, der den 
Hut aufhat, und der dann sagt, so wird’s gemacht – Punkt. Er hat dann auch die 
Verantwortung dafür. Ich glaube, Herr Rauscher hat das gesagt.

SV Dr. Dipl.-Ing. Wolfgang Rauscher (EDR GmbH): Ich habe als Projektcontroller 
gute Erfahrungen mit privat finanzierten Projekten gemacht, die von Banken oder 
einem Bankenkonsortium finanziert wurden. Denn den Banken liegt an der Qualität 
erst mal nichts. Da geht’s ums Geld. Die Banken wollen so wenig Geld wie möglich 
ausgeben, und wenn wir mehr ausgeben müssen, wollen wir wissen, warum. Als 
Projektcontroller hat man wirklich alle Möglichkeiten nach unten durchzusetzen, 
was man an Informationen haben will. Das geht immer. – Auf der Seite der öffentli-
chen Hand heißt es dann immer: Uuhh, der Datenschutz! Das können wir Ihnen 
aber nicht geben – oder vielleicht nur in Teilen, aber besser nicht. – Bei den privat 
über die Banken finanzierten Projekten geht das wirklich gut.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Banken haben heute auch Interesse an 
Zertifikaten, Langlebigkeit. Dacia/Volvo ist vorhin angesprochen worden.

SV Dr. Dipl.-Ing. Wolfgang Rauscher (EDR GmbH): Natürlich, auch das.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Aber Sie haben natürlich recht: Gerade 
eine Bank guckt natürlich stark aufs Geld. – Ich würde vorschlagen, maximal bitte 
zwei Fragen an einen Experten, damit es nicht zu sehr durcheinander geht, oder 
offenlassen, wer antworten soll; dann sind Sie frei, wer auf die Frage antworten 
kann und möchte. Ich nehme die Wortmeldung bei mehr Fragen gerne wieder auf.

Abg. Franz Bergmüller (AfD): Ich würde die Antwort offenlassen. – Gerade hat es 
einen kleinen Schlagabtausch zwischen privatfinanziertem Bau und Bau in öffentli-
cher Hand gegeben. Ich bin seit 30 Jahren selbst als Bauherr tätig, seit 27 Jahren 
in der Kommune, also für die öffentliche Hand. Ein geflügeltes Wort sagt: Der öf-
fentliche Bauherr baut um 20 % teurer. – Teilen Sie diese Meinung, und wenn ja, 
wo sehen Sie die Ursachen dafür? – Es gibt hier durchaus unterschiedliche Bewer-
tungen.

Bei Ausschreibungen der öffentlichen Hand zu größeren Projekten – in unseren 
Kommunen geht es um Projekte von ca. 10 Millionen; man kann das aber auch auf 
größere Projekte übertragen – gehen beispielsweise die Elektriker sehr hoch ins 
Angebot, bei privaten wird grundsätzlich nachverhandelt. In der "Bayerischen 
Staatszeitung" wurde auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts Hamburg hingewie-
sen, wonach die GmbHs, die keine Gewinnerzielungsabsicht haben und die bei 
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vielen Kommunen vorgelagert sind, nicht an die VOB-Ausschreibung gebunden 
sind. Das war hoch interessant – denn damit wäre die Tür für Kommunen, die es 
so gemacht haben, zu Nachverhandlungen geöffnet. Ist die VOB generell ein Hin-
dernis bei der Ausschreibung und damit für die Projekte?

Heute Vormittag haben wir wieder eine Sitzung des Unterausschusses Zukunft 
Stammstrecke gehabt. Gestern hat der Untersuchungsausschuss Stammstrecke 
getagt. Glauben Sie, dass solche Großprojekte überhaupt noch durchsetzbar 
wären, wenn ehrliche Projektpreise mit Inflationsfortschreibung genannt würden? 
Hier im Landtag haben wir entsprechende Erfahrungen aus den letzten zwei, drei 
Jahren mit der S-Bahn-Stammstrecke. Oder glauben Sie, dass das überhaupt nicht 
machbar ist, weil es sonst gar keine Großprojekte mehr geben würde?

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Philip Sander (Universität der Bundeswehr München): 
Herr Bergmüller, dazu kurz eine Gegenfrage: Ich bezweifle, offen gesagt, dass es 
eine große Rolle spielt, ob wir glauben, dass das durchsetzbar ist, oder nicht. Wir 
wollen auch Transparenz haben. Wir müssen trennen zwischen den Kosten und 
der Zeitschiene eines Projekts und dem, was wirklich politisch oder rechtlich gese-
hen machbar ist. Die Frage ist eigentlich umzudrehen: Möchte ich wissen, was das 
Projekt wirklich kostet? – Dann muss ich Experten fragen. Eine andere Frage ist, 
ob es politisch machbar ist. Wenn wir erst schauen, ob ein Projekt politisch mach-
bar ist, kriegen wir nie die echte Kosten- und Zeitschiene heraus. – Da ist jetzt ein 
Zirkelbezug drinnen. Ich würde immer vorschlagen, Transparenz in die Projekte zu 
bringen, zu überlegen, was ist drin, und dann zu überlegen, was man damit ma-
chen kann. Mein Zugang wäre also praktisch Transparenz.

SV Albert Dembinski (Albert Dembinski Bau- und Projektleitung): Jeder weiß, 
dass die VOB zur Gänze im öffentlichen Bereich gilt. Man muss sich als Auftragge-
ber dem System unterwerfen; das gilt für den Privaten nicht. In diesem Bereich 
kann man verhandeln, wie man mag.

Den Grund dafür, dass es bei Großprojekten sogenannte politische Entscheidun-
gen gibt, habe ich noch nie verstanden. Ein Projekt kostet; die Kosten muss man 
ehrlicherweise auch vermarkten. Die andere Frage ist, ob das Gebäude in Ham-
burg, das ich genannt habe, jemals entstanden wäre, wenn jeder gewusst hätte, 
was am Ende rauskommt. Das ist genau die Frage, die hier entsteht. Gerade in 
Ihrem Bereich muss jeder ehrlich in den Spiegel schauen und sich fragen, was er 
persönlich machen würde. Wir als Auftragnehmer können Ihnen nur möglichst ehr-
liche Preise darstellen.

SV Dipl.-Ing. Rainer Post (Bayerische Architektenkammer): Vielleicht gehen wir 
noch kurz in die Niederungen des Bauens. Wir haben für einen großen Projektent-
wickler in Unterföhring gebaut. Auf der Baustelle habe ich den gleichen Estrichle-
ger getroffen wie auch bei öffentlichen Ausschreibungen. Die wissen schon, wie sie 
gedrückt werden. Oft erleben wir das bei den Privaten. – Bei der VOB, also einer 
öffentlichen Ausschreibung, wird oft sehr niedrig hineingegangen und dann ver-
sucht, über Nachträge den Gewinn zu maximieren. – Bei den Privaten ist es an-
ders. Wenn Sie sich mit institutionellen Auftraggebern wie Wohnungsbaugesell-
schaften unterhalten, erfahren Sie, dass die momentan versuchen, ein festes 
Kontingent von Firmen zu haben. Lieber zahlen sie ein wenig mehr, aber bekom-
men dafür Sicherheit und Verbindlichkeit in den Terminen und eine gewisse Aus-
führungsqualität. Darum kämpfen wir beim öffentlichen Bauen, dass wir die ver-
traglich geschuldete Qualität umgesetzt bekommen, auch im Termin. Die 
Auseinandersetzungen im öffentlichen Bauen hinsichtlich Nachtragsversuchen, An-
meldung von Bedenken und dergleichen sind momentan auch wegen der Preis-
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steigerungen extrem. Das macht es uns auf den Baustellen sehr schwer, die Pro-
jekte termingerecht zu realisieren.

Abg. Uli Henkel (AfD): Meine Frage geht an den Herrn Diplom-Ingenieur Wulf, ein 
bisschen auch zu dem, was Herr Dembinski gerade schon angedeutet hat. Die 
Bürger sehen, wie in Deutschland die Großprojekte laufen, egal ob Elbphilharmo-
nie, BER, Stuttgart 21, zweite S-Bahn-Stammstrecke. In jeder Diskussion heißt es: 
Den Preis habt ihr doch wohl viel zu niedrig, den Zeitplan viel zu knapp angesetzt. 
– Am Anfang eines Projekts heißt es, das kostet 3,5 Milliarden. Dann wird es ver-
abschiedet, dann wird’s begonnen. Die Menschen haben das Gefühl, wenn das 
Projekt mal begonnen hat, gibt es keinen Weg zurück. Also muss es dann wohl 
auch vollendet werden. Es sind ja überwiegend Steuergelder. – Meine Frage ist, ob 
es auch im Hinblick auf das Vertrauen der Bürger, die das ja zu bezahlen haben, 
nicht besser wäre, langsamer zu sein und in der ersten Stufe deutlich korrekter zu 
berechnen, vielleicht sogar drüber zu sein, um am Schluss sagen zu können: "Statt 
der prognostizierten 8 Milliarden haben wir nur 6,5 Milliarden gebraucht!" Wäre das 
nicht besser, als das Vertrauen der Bürger bei jedem Projekt neu zu enttäuschen?

Lassen Sie mich als letzten Satz zur zweiten S-Bahn-Stammstrecke sagen: Wenn 
man gewusst hätte, dass das Ding 7, 8, 9 Milliarden kosten wird und dass es so 
lange dauert, hätte man sich wahrscheinlich in München – Herr Wulf kann das si-
cherlich besser beurteilen – auch politisch für den Südring, den Nordring oder 
etwas Anderes entschieden als die zweite S-Bahn-Stammstrecke. Jetzt sind wir 
aber soweit drin – wir alle haben das in den Anhörungen und Diskussionen auch 
mit Herrn Bernreiter –, dass wir wissen: Wenn wir jetzt zurückgehen würden, wäre 
das Geld verbrannt. Also müssen wir weitermachen. Wäre es nicht wirklich sinnvol-
ler, Projekte künftiger deutlich realistischer, lieber ein Stück zu hoch zu bewerten 
als zu niedrig, um künftig nicht mehr diese Enttäuschung zu produzieren, weil 
jedes Mal das Ziel verfehlt wird?

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Die zweite S-Bahn-Stammstrecke, zu der 
Sie eine Meinung abgegeben, ist ausdrücklich nicht Teil der heutigen Anhörung. 
Dafür haben wir einen Unterausschuss und einen Untersuchungsausschuss. Sie 
soll heute bewusst nicht Thema sein. Sie haben sie aber als Beispiel genannt; 
Herr Wulf ist angesprochen worden und hat jetzt die Möglichkeit zu antworten.

SV Dipl.-Ing. (FH) Ralf Wulf (LH München): Ich bin jetzt frei in meinen Antworten? 
– Zunächst einmal: Herzlichen Dank! Ich geb Ihnen zu 100 % recht: Du musst von 
Anfang an mit ehrlichen Kosten, mit ehrlichen Terminen rangehen. Ich bin Ange-
stellter der Stadt München und habe drei Tunnel am Mittleren Ring, den Petuel-
Tunnel, den Ring Ost, den Luise-Kiesselbach-Tunnel, mit insgesamt einer Milliarde 
Invest gebaut. Wir haben bei jedem dieser drei Tunnel von dem einkalkulierten Ri-
sikopuffer einen gewissen Betrag zurückgegeben. Es ist also nicht so, dass man 
das nicht könnte.

Für Projekte, die woanders laufen, wie etwa die zweite S-Bahn-Stammstrecke, 
fühle Ich mich nicht verantwortlich. Bei diesen Kalkulationen war ich nicht dabei. – 
Nach dem, was ich bis dato gesehen habe – ich habe auch das vergleichende Gut-
achten gelesen –, sage ich zum Südring: Die Zahlen, die da in den Raum gestellt 
worden sind, hätte ich persönlich mir auch nicht als reell vorstellen können; denn 
einen Südring durch die Schneisen in München zu bauen mit all den Maßnahmen 
für den Lärmschutz, die dieses Projekt ausgelöst hätte, und den Brücken, die nicht 
vorhanden waren, – – Es wird immer so getan, als ginge der Südring einfach so 
dahin. Schauen Sie mal nach Giesing, wo Sie da rumfahren; dann können Sie sich 
vorstellen, was das für Bauwerke beim Südring geworden wären! – Wenn ich das 
richtig sehe, wäre der Südring zwar grundsätzlich billiger als ein Stück Tunnel; er 
wäre aber auch länger, als wenn man gerade durch die Stadt fahren könnte. Grade 
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durch ist immer kürzer als außen rum. Den Abwägungsprozess "Südring oder 
nicht?" möchte ich nicht anstellen. Aber ich bin völlig bei Ihnen. Wir haben es zum 
Glück geschafft, dass der Stadtrat uns immer erst planen lässt. – Das gilt auch bei 
Brücken. Ich bin schon so oft gefragt worden: Herr Wulf, was kostet eine Brücke 
hier? – Ich sage dann grundsätzlich: Solange ich keine Planung habe, nenne ich 
keine Kosten. – Wir können sagen: Wir haben eine ähnliche Brücke irgendwo an-
ders, ist 2018 gebaut worden. Da gibt’s Zahlen. Aber für ein neues Projekt nennen 
wir Kosten erst, wenn wir eine ausreichende Planungstiefe haben.

SV Dr. Dipl.-Ing. Wolfgang Rauscher (EDR GmbH): Zu den Kosten bei lang lau-
fenden Infrastrukturprojekten möchte ich noch Folgendes erwähnen. Herr Wulf hat 
das bei seinen Tunneln am Mittleren Ring wirklich hervorragend hinbekommen. 
Aber da gab es auch keine großen, wesentlichen Änderungen, keine Tunnelverlän-
gerungen oder zusätzliche Ausfahrten. Das hat er im Griff gehabt, das hat er gut 
gemacht. Aber – Entschuldigung, wenn ich auf die zweite S-Bahn-Stammstrecke 
komme; das gilt auch für andere Projekte – ich halte die Tatsache für ganz normal, 
dass im Lauf der Entwicklung eines Projekts, bei dem man erst Anfang 2000 ange-
fangen hat nachzudenken und das dann 30 oder mehr Jahre dauert, also eine Ge-
neration umfasst, Gedanken an Änderungen aufkommen. Das Thema U 9 ist halt 
2015/2016 erst so richtig aufgetaucht. Man kann natürlich sagen: Ist uns alles egal, 
wir ziehen das durch – aber dann stellen Sie ein Projekt fertig, das nach 30 Jahren 
vielleicht nicht mehr dem entspricht, was Sie eigentlich für die Infrastruktur dieser 
Kommune brauchen. Man muss sich, finde ich, also schon überlegen, ob man sol-
chen Anregungen nachgeht oder nicht. Aber wenn man ihnen nachgeht, muss man 
sie natürlich auch zeitlich und kostenmäßig konsequent bewerten und verfolgen.

SV Dipl.-Ing. (FH) Ralf Wulf (LH München): Die U 9 wurde erwähnt; darauf muss 
ich natürlich unmittelbar reagieren. Dafür, dass es möglich war, dieses städtische 
Projekt in der integrierten Gesamtlösung zu berücksichtigen, sind wir der Bahn 
dankbar. Das macht diesen Verkehrsknoten, diese integrierte Gesamtlösung 
höchst komplex und aufwendig und hat am Hauptbahnhof auch zeitliche Auswir-
kungen; wir haben damals mit ca. zwei Jahren durch die Umplanung gerechnet. 
Für die U 9 am Hauptbahnhof sind derzeit 562 Millionen Euro aufgerufen, und die 
bezahlt die Stadt. Das Investment, das am Hauptbahnhof für die U 9 fällig wird, 
geht nicht zulasten des Projekts zweite S-Bahn-Stammstrecke, sondern es wird 
von der Stadt bezahlt.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Ich gehe jetzt wieder weg vom Thema der 
zweiten S-Bahn-Stammstrecke und mache es mal ganz klein: Bei der Frage nach 
den Kosten für ein Einfamilienhaus auf einem benachbarten Grundstück tue ich 
mich mittlerweile auch schon schwer, obwohl das Einfamilienhaus mittlerweile 
recht gut kalkulierbar ist. Ich würde sagen: 200 Quadratmeter mal 3.200 Euro; 
dann hat man eine ungefähre Zahl. Aber diese Zahl brennt sich dann beim Kunden 
ein. Wenn er dann noch eine Sauna und dieses und jenes und einen teuren Granit-
Fußboden im Bad haben will, kann man ihn darauf hinweisen, dass das die Kosten 
in die Höhe treibt. Das versteht man, glaube ich, auch.

Jetzt ist aber schon angeklungen, wie es bei einem Großprojekt ist. Hier sitzen lau-
ter Professoren und Ingenieure, Fachleute und Experten. Was soll man aber einem 
Bürgermeister einer kleinen Gemeinde oder einem Oberbürgermeister einer gro-
ßen Stadt oder einem Minister sagen, der nach den Kosten eines neuen Projekts 
fragt? Wenn die Fachabteilung schon 350 Millionen vorgelegt hat, ist die Zahl im 
Raum. Irgendjemand hat vom Fluch der ersten Zahl gesprochen. Das ist dann halt 
so. – Das ist der Punkt.
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Deswegen würden mich zum Projektstart zwei Fragen interessieren: Wie beurteilen 
Sie erstens die Möglichkeit von BIM – Building Information Modeling – und Digitali-
sierung? Hier haben wir doch am Anfang eine größere Planungssicherheit. Müs-
sen wir vielleicht festschreiben, dass sie am Anfang von Großprojekten zwingend 
verwendet wird? – Frage 2: Wenn ich am Anfang eines Projekts, vor der Leistungs-
phase 1, schon Fachleute, Ingenieure und andere, beteiligen soll, muss man auch 
mal fragen dürfen, wie das beispielsweise in der HOAI honoriert wird. Diese Frage 
stelle ich bewusst, damit kein anderer das machen muss. Müssen wir das ändern? 
– Bei einem Einfamilienhaus tue ich mich natürlich leichter; da brauch meistens am 
Anfang niemand dazu, allenfalls vielleicht einen Bodengutachter. Ich habe jetzt mal 
ein größeres Gebäude vorentwerfen dürfen, ein privates Museum. Da haben wir 
dann sofort einen Statiker, Haustechniker und alles, was man an Fachleuten für ein 
Museum braucht, dazu geholt, die dann vielleicht auch mal eine Information ohne 
Honorar gegeben haben, weil man sich halt kennt. Aber wie müssen wir das hono-
rieren? Muss es da einen Bonus geben für besonders gute Vorarbeiten, um am 
Schluss zu vermeiden, dass die Kosten am Ende steigen? – Mancher Kunde sagt 
ja: Wenn ich es gar nicht baue oder realisiere, habe ich das Geld umsonst ausge-
geben.

SV Dr. Dipl.-Ing. Wolfgang Rauscher (EDR GmbH): Wie gut ich Kosten am An-
fang ermitteln kann, hängt von der Planungsdetaillierung ab. Ich muss also die Pla-
nung viel tiefer treiben, als das in der Vergangenheit der Fall war. Herr Leupertz, 
ehemaliger Bundesrichter im Bausenat, hat in einer Veröffentlichung einmal festge-
stellt, dass das Hauptproblem das nicht definierte Bausoll in den Ausschreibungen 
ist. Wir müssen also einfach detaillierter planen. – Ich sage jetzt einmal ganz pla-
kativ: Ob Sie das am Anfang mit BIM oder mit der Schiefertafel machen, ist erst 
mal egal. Es geht um den Detaillierungsgrad, den Sie am Anfang eines Projekts 
haben, wenn Sie Ihre Kosten ermitteln.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Ich würde allerdings dringend darum bit-
ten, die Schiefertafel nicht zu verwenden. Die Digitalisierung ist da schon einfa-
cher.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Konrad Nübel (TU München): Beim klassischen Pla-
nungsmodell der HOAI plant man mit zunehmenden Detaillierungsgrad. Man 
macht erst eine Grobplanung, dann geht man in eine feinere Planung und dann in 
die Werkplanung. Dieser Ansatz ist aber falsch; beim Bau koppeln nämlich oft De-
tails auf das Gesamtkonzept zurück. Wenn Sie schon eine Grobplanung gemacht 
haben und weiter planen, stellen Sie bei einem Detail fest: Au, ich hätte eigentlich 
was ändern müssen. Sie machen beispielsweise ein Baugrundgutachten, weil Sie 
da schon eine Art Visability oder eine Art Machbarkeitsstudie haben. Hier grenzt 
man im Prinzip schon mal den Rahmen dessen ein, was an dem Projekt eigentlich 
machbar ist. Natürlich kann man bei einem Großprojekt immer wieder in Schleifen 
die kompletten Details planen, aber man kann doch die Kosten des Projekts in ge-
wissen iterativen Schleifen optimieren. Das wird in der Planung nicht gemacht. Es 
gibt das sogenannte Wasserfallmodell: Da wird eins nach dem anderen geplant. 
Ich glaube, man müsste einfach mehr Geld in die Planung stecken, um eine größe-
re Detailschärfe zu erreichen, wenn auch nicht genau in allem, aber in Form von 
Machbarkeitsstudien, mit denen man die wichtigsten planerischen Details relativ 
früh abprüft, und das auch wirklich honorieren.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Man kann das vielleicht für relevante 
Dinge machen und andere vielleicht weglassen.

SV Dipl.-Ing. Rainer Post (Bayerische Architektenkammer): Ich denke auch. Viel-
leicht ist es der Unterschied in der Architektur. Der iterative Prozess der Verdich-
tung ist für die Planung schon sehr wichtig, gerade im Schritt zwischen Vorplanung 
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und Entwurfsplanung. Ich gebe Ihnen vollkommen recht: Ein einziges Detail kann 
den kompletten Planungsprozess stören, unterbrechen. Deswegen ist wichtig, 
dass immer erfahrene Planer an solchen Projekten sitzen, die vorausschauen kön-
nen. – Sie formulieren: BIM ist eine Planungsmethode. Sie wird mit Wissen gefüt-
tert. Für sich allein ist sie nicht die Rettung. Wir planen jetzt seit zehn Jahren mit 
3 D, seit sieben Jahren mit BIM mit allen Attributen. Wir müssen mittlerweile in der 
Vorplanung viel, viel mehr Information hineingeben, als durch die HOAI abgebildet 
wird. Wir ziehen hier Leistungen von der Entwurfsplanung vor. Ich bin auch in der 
Arbeitsgruppe für die Novellierung der HOAI, der Leistungsbilder Objektplanung 
beim Bundeswirtschaftsministerium. Wie BIM in Zukunft in die Honorarordnung in-
tegriert wird, ist da das ein Riesen-Thema. Allerdings wird die Neutralität der Pla-
nungsmethode bleiben; gewisse Leistungen von BIM werden als besondere Leis-
tungen dazu addiert.

SV Albert Dembinski (Albert Dembinski Bau- und Projektleitung): Ich kann die 
Ausführungen von Herrn Post letztendlich nur bestätigen. BIM ist ein Zauberwort, 
das plötzlich auftaucht. Was ändert es eigentlich an der ursprünglichen Aufgabe, 
die Teile, die von den Sonderfachleuten kommen, miteinander zu verknüpfen? – 
Das ist eigentlich nur eine Software, die mir dabei hilft, nichts zu vergessen. – Die 
HOAI kennt das aber nicht. Wenn Sie BIM nicht verwenden – viele Büros tun das 
noch nicht –, müssen Sie, bedingt durch das Zeichentool selbst, Leistungen aus 
der Leistungsphase 5 in 3 bereits abbilden. Aber Sie bekommen das nicht bezahlt. 
Bei einer stufenweisen Beauftragung – genau das ist die Crux – kann der Bauherr 
nach der Stufe 3 sagen: Auf Wiedersehen! – Somit ist es immer ein Spiel mit dem 
Zurückhalten der Planung: Wie weit steige ich in die Planung ein? Habe ich die Si-
cherheit, die weiteren Leistungsphasen zu bekommen? Dann bilde ich es in der 
Leistungsphase 3 ab, was ja sehr, sehr wichtig wäre. Oder halte ich dies aus finan-
ziellen Gründen zurück, weil die Leistung nicht bezahlt wird?

SV Prof. Dr. Ulrich Hösch (GvW Graf von Westphalen): Ganz am Anfang muss 
man unterscheiden, ob man ein Projekt wie die zweite S-Bahn-Stammstrecke oder 
die ICE-Verbindung von Nürnberg nach München oder ein Einfamilienhaus hat. 
Natürlich ist das Grundproblem immer das Gleiche, nämlich zu einem bestimmten 
Zeitpunkt über die Kosten Auskunft geben zu müssen. – Bei einem großen Infra-
strukturprojekt habe ich vorher noch die andere Frage zu beantworten, welchen 
Gemeinnutzen hat dieses Projekt eigentlich? Wie ist dieser Gemeinnutzen im Ver-
hältnis zu anderen Gemeinwohlaufgaben, die der Staat einzuordnen hat, zu bewer-
ten? – Ich kann natürlich sagen, dass es super wichtig ist, dass die Leute von Ro-
senheim zum Hauptbahnhof mit dem Zug durchfahren können, unterirdisch 
schneller, und dass der Zug danach in Richtung Augsburg weiterfährt. Ich kann 
aber auch fragen: Ist es das wert im Verhältnis zu anderen Dingen, wenn das so 
und so viel kostet? – Ich muss also in Erfahrung bringen, was ich eigentlich mit die-
ser Verkehrs-Infrastruktur erreichen will, welcher Bedarf damit gedeckt werden soll, 
welchen Nutzen das Projekt hat, und was es mich kostet. Weiter muss ich fragen, 
ob diese Kosten, gemessen an anderen Problemen, die der Staat, das Land, die 
Stadt möglicherweise zu bewältigen hat, angemessen sind. Von daher bin ich der 
Auffassung, dass man sehr früh sehr genau planen muss. Das ist auch eine Frage 
der Transparenz, und dabei muss man auch die interessierte Öffentlichkeit mitneh-
men. Das kann nicht dadurch verhindert werden, dass man Vorschriften hat, die 
besagen: Schon seit 2000 Jahren planen wir mit den Leistungsphasen 1 ,2 ,3, 4 
und 5, und das muss auch immer so bleiben. Da muss man halt dann sagen: Das 
kann so nicht sein; dann muss man eben das Tool, mit dem man diese Frage bear-
beitet und mit dem man Auskunft gibt, entsprechend dieser Anforderung anpassen.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Philip Sander (Universität der Bundeswehr München): Zu 
BIM noch einen Kommentar: BIM ist ein gutes Hilfsmittel, aber kein Allheilmittel. Ich 
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habe vorhin erwähnt, dass man hier drei Kostenbestandteile differenzieren kann. 
Dazu gehören die Basiskosten – hier sieht man die Preissteigerung. BIM ist ein 
gutes Mittel, um diese Basiskosten sauber darzustellen. In BIM stelle ich ein Mo-
dell dar, das ideal sein sollte und zeigt, wie das fertige Projekt aussieht. Abwei-
chungen werden dort im Großen und Ganzen nicht erfasst. Risiken haben wir ge-
rade im Tunnelbau, bei Infrastrukturprojekten sind es Baugrundrisiken, 
Vertragsrisiken, auch die Preissteigerungen et cetera. All das wirkt von außen ein. 
Sie, Herr Rauscher, haben das schon gesagt; die Reformkommission Bau hat das 
vor acht Jahren festgehalten: Ein Risikomanagement gehört eingebunden. Das 
System liefert Daten für das Risikomanagement und sagt, wie ich die Grundlagen 
definieren kann, auf denen dann Risiken und weitere Elemente wie Preissteigerun-
gen aufbauen können.

Noch ein Wort zur Kalkulation. Wie werden denn die Kosten ermittelt? – Üblicher-
weise verwendet man Kennwerte, auch für die großen Projekte bei uns. Kennwerte 
zu nehmen ist aber gefährlich. Sie werden nämlich aus anderen Projekten übertra-
gen. Aber Tunnel A ist nicht gleich Tunnel B. Sie sind umlagebespickt durch die 
Angebote von Unternehmen, die diese zum Großteil gemacht haben. Um hier 
Transparenz zu bekommen, ist es sinnvoll, eine unternehmernahe Kalkulation 
durchzuführen, also eine zeitliche Integration der Kosten, sodass man sagen kann, 
was sich wo verändert. Ein Beispiel dafür ist die Logistik. Sie ist in München beim 
Rettungsschacht 1 und 2 der zweiten S-Bahn-Stammstrecke anders als beim drit-
ten Rettungsschacht. Die Kosten sind nicht die gleichen, obwohl die gleichen Volu-
mina dahinterstecken. Wichtiger Punkt; sie müssen in Infrastruktur-Großprojekte 
integriert werden.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank. – Jetzt würde ich gern zum 
nächsten Themenblock kommen. – Der Kollege Bergmüller hat sich noch gemel-
det.

Abg. Franz Bergmüller (AfD): Herr Vorsitzender, Sie haben ja schon gesagt, dass 
vieles ineinander übergeht. Ganz so streng abgrenzen kann man die Themen 
nicht. – Wir haben in den Vorträgen die Ursachen der Kostenexplosionen gehört, 
die wir überall verzeichnen müssen. Deswegen legen wir Wert auf das Controlling; 
so ist unsere heutige Anhörung überschrieben. Jetzt sind wir auf die Ursachen 
dafür gekommen, dass es überhaupt dazu kommt: Planungsänderungen, Nachträ-
ge und die fehlende Planungstiefe. Herr Körber hat zu Recht gefragt, wer das be-
zahlt. Er muss ja auch ein bisschen für die Architekten sprechen; die arbeiten nicht 
umsonst.

Wenn eine Kommune, ein Landkreis, ein Krankenhaus, ein großes Schulprojekt, 
eine große Freizeitstätte baut, ist doch die Arbeit mit einem Generalbauunterneh-
mer ein bewährtes Instrument. Der Generalbauunternehmer geht sofort in die 
Tiefe, denn er muss die Kosten garantieren. Ich frage Sie alle: Ist es nicht vielleicht 
sinnvoll, mehr Generalbauunternehmer einzuschalten? Dann hätten wir mehr Kos-
tensicherheit. Wir vertreten hier die öffentlichen Belange. Für mich ist es eine inte-
ressante Frage, ob das der Schlüssel ist. – Oder sollte man mehr in die Planungs-
tiefe gehen? Dann müsste man die ersten drei Leistungsphasen sofort in einem 
Aufwasch betrachten.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank. – Ich würde jetzt den zwei-
ten Block mit aufrufen. Herr Wulf!

SV Dipl.-Ing. (FH) Ralf Wulf (LH München): Ich spreche jetzt als Vorstandsmit-
glied der Ingenieurekammer, nicht als Angestellter der Landeshauptstadt München. 
Wir sehen beim Thema Generalübernehmer, Generalunternehmer ganz grundsätz-
lich große Schwierigkeiten, weil diese Vergabeform extrem mittelstandsfeindlich ist. 
Die kleine Gemeinde, die kleine Kommune hat als Ansprechpartner nicht mehr den 
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lokalen Ingenieur, sondern sie sitzt mit ihrem Stadtrat dann einer großen Baufirma 
gegenüber, die alle Interessen auf ihrer Seite hat. Der Generalübernehmer ist äu-
ßerst kritisch zu sehen. Ich könnte Ihnen genug Projekte mit Generalübernehmern 
als Beispiele dafür nennen, dass die Kosten dabei genauso aus dem Ruder laufen: 
Das Gebäude, das die Bayerische Versicherungskammer gerade probiert zu er-
richten, läuft kostenmäßig extrem aus dem Ruder, ist aber in der Hand eines Ge-
neralübernehmers. Bei einem Generalübernehmer haben Sie nicht die Sicherheit 
und ganz wenige Einwirkungsmöglichkeiten, weil Sie alleine auf einer Seite sitzen. 
Alle Planer, alle Techniker sitzen auf der anderen Seite, in einer Hand gebündelt.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Konrad Nübel (TU München): Ich glaube, das kommt auf 
den Einzelfall an. Wenn man einen Generalunternehmer nimmt, dann ist das per 
se nicht sofort mittelstandsfeindlich, weil dieser ja auch wieder den Mittelstand ein-
schaltet. Oft rekrutieren Generalunternehmer lokale, kleinere Unternehmen aus 
dem lokalen Wertschöpfungsnetz. Das muss man im Einzelfall betrachten. Der 
Vorteil eines GU ist, dass ein GU oft in einem stabilen Wertschöpfungsnetzwerk ar-
beitet. Die Durchführung so agiler Bauvorhaben ist bei Privaten oft einfacher, weil 
die unterschiedlichen Firmen oft kooperativer sind; denn sie wissen: Wenn ich mich 
fair verhalte, bekomme ich beim nächsten Mal wieder einen anderen Auftrag. – Bei 
der öffentlichen Hand ist es nicht so. Ich kann mich verhalten, wie ich möchte, und 
den nächsten Auftrag bekomme ich nur, wenn der Preis stimmt. Wir incentivieren 
da wirklich einen Malus im Verhalten bestimmter Unternehmen. Da muss es aber 
Incentivierungen geben; man muss faires Verhalten auch irgendwo belohnen. Sie 
sind beim Bau auf faires Verhalten einfach angewiesen; ein Unternehmen muss 
auch mal einen Nachteil für das große Ganze in Kauf nehmen. – Die Annahme ist, 
dass das große Projekt in viele kleine Teile aufgeteilt wird, und das Gesamtopti-
mum ist nicht das Optimum der kleinen Teile, sondern das Zusammenspiel aller 
Parteien miteinander. Dafür muss der Einzelne auch mal einen Nachteil in Kauf 
nehmen, und das muss incentiviert werden. Das geht im Prinzip durch stabile 
Wertschöpfungsketten oder, wie Herr Sander es gesagt hat, durch Integrated Pro-
ject Delivery, bei dem man die unterschiedlichen Parteien auf die Gesamtziele ver-
pflichtet, nicht nur auf ein einzelnes Ziel.

SV Dipl.-Ing. Rainer Post (Bayerische Architektenkammer): Wir stellen uns nicht, 
wie Kollege Wulf schon ausgeführt hat, gegen das Generalunternehmertum, aber 
gegen Generalübernehmer oder Totalübernehmer. Da müssen wir differenzieren. 
Werden alle Bauleistungen, Montageleistungen an einen Unternehmer vergeben, 
oder bekommt dieser Unternehmer noch zusätzlich die Planungsleistungen? Sie 
dürfen nicht vergessen, dass jeder Unternehmer sich das erhöhte Haftungsrisiko 
bezahlen lässt; ein Generalunternehmer schlägt im Durchschnitt zwischen 8 bis 
15 % auf die Teilleistung auf, die er an Subunternehmen vergibt. Die Leistungen 
sind also erstmal teurer.

Bei einem Generalübernehmer, der also auch die Planung übernimmt, sehen wir 
ein Problem, wenn wir jetzt auch über das Controlling sprechen. Die Transparenz 
ist nicht mehr im normalen Maße gegeben. Sie haben den Planer nicht mehr als 
Ansprechpartner. Ganz kritisch wird es, wenn Sie Umplanungen aus dem Nutzer-
bereich, aus irgendeinem Risikobereich des Auftraggebers haben. Dann wird ein 
GÜ immer schauen, dass er sich vertraglich freistellt, dass er dementsprechend 
auch seinen wirtschaftlichen Gewinn optimieren kann. Deswegen vertreten wir die 
Trennung von Planen und Bauen; der Planer übernimmt dabei als Treuhänder des 
Auftraggebers die Kontrollfunktion. Ich mag da nicht über sehr große Infrastruktur-
projekte reden, sondern bleibe lieber im Bereich des kommunalen und des staatli-
chen Bauens. Herr Nübel hat aber, glaube ich, sicherlich Widerworte.
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Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Wir müssen jetzt aufpassen, nichts zu ver-
mischen. Herr Bergmüller hatte, glaube ich, darauf abgestellt, ob es nicht ein Vor-
teil sei, wenn es nur einen Ansprechpartner gibt. Auch die Kostensicherheit ist ab-
zuwägen. Na ja, wenn einer eine Zusage hat und es gibt Änderungen, wird das in 
der Regel sehr teuer. Hat alles Vor- und Nachteile. Wir können gerne diese Diskus-
sion weiterführen – Schrägstrich: ausfechten. Herr Nübel.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Konrad Nübel (TU München): Ja, da möchte ich mir die 
Freiheit herausnehmen zu widersprechen. Planung und Bauen müssen auf jeden 
Fall integriert gedacht werden. Sie würden als Automobilhersteller niemals einen 
Teil planen, ohne die Konstruktion komplett durchdacht zu haben. Beim Bau ist es 
genauso. Sie müssen im Prinzip die Planung viel stärker in den Bau integrieren. 
Da gibt es wirklich schon gute Beispiele. In Baden-Württemberg werden auch Pro-
jekte als Design in Birth vergeben. Dabei sagt man: Wir schreiben das am Markt 
aus und integrieren die Designphase. Da schließen sich auch partnerschaftliche 
Planungsbüros mit Baufirmen zusammen und versuchen, die beste Lösung zu fin-
den. Das ist dann doch ein sehr kostenoptimiertes Verfahren, weil praktisch auch 
die Planung einem Leistungswettbewerb ausgesetzt ist.

SV Dr. Dipl.-Ing. Wolfgang Rauscher (EDR GmbH): Eine Automobilfabrik ist viel-
leicht etwas anderes als ein Gemeindezentrum. Herrn Bergmüller möchte ich viel-
leicht noch den Gedanken mitgeben: Beim Generalübernehmer oder Generalunter-
nehmer ist immer auch zu überlegen, wie es eigentlich mit dem Betrieb der 
künftigen Immobilie geht. Das funktioniert dann, wenn ich dem gleichzeitig noch 
30 Jahre Betrieb übergebe. Wenn ich ihm aber die ganze Planung, das ganze Kon-
zept überlasse, habe ich keinen Einfluss mehr auf die betrieblichen Dinge, die mich 
später dann 30, 40 Jahre lang verfolgen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank. Dann kommen wir mal zum 
nächsten Block Planung. Wir haben hier die Stichworte Budgetaufstellung, Control-
lingsystem, Projekt-/Ressourcen-/Termin-Kostenplan. – Dazu habe ich eine Frage: 
Herr Nübel hat gesagt, zu jedem Zeitpunkt sollte man wissen, wo das Projekt kos-
tenmäßig steht. Das sei ein Wesensmerkmal für Projektcontrolling. Wie beurteilen 
Sie denn das Kostencontrolling? Ich will es jetzt wirklich fair formuliert wissen, nicht 
mit irgendwelchen Änderungen, mit denen es teurer wird et cetera. Wir sind der 
Landtag und sollen den Freistaat Bayern kontrollieren. Wie beurteilen Sie das? Ist 
das ausreichend? Wo könnte man das verbessern? Wo sollte man das verbes-
sern? – Die Fragen sind bewusst projektunabhängig. Wie sollte man das organisie-
ren? Braucht ein Minister das in seinem Büro? Frau Staatsministerin a.D. Schreyer 
hatte mal eine eigene Controllingstelle in ihrem Ministerbüro angesiedelt. Wie soll-
te das organisiert sein? Muss das getrennt sein in Hochbau – Tiefbau – Ingenieur-
bau – Brückenbau – Sonderbau? Wie sollte man das aus Ihrer Sicht idealerweise 
aufstellen?

SV Dipl.-Ing. Rainer Post (Bayerische Architektenkammer): Bezogen auf die 
Maßnahmen im Rahmen der RLBau 20 sehe ich in unseren Projekten, den univer-
sitären Forschungsprojekten, ein sehr enges Projektcontrolling. Die Projektleitung 
weiß immer, wo das Projekt steht. Die Risikokosten sind ja abgebildet wie auch die 
Baupreissteigerung. Seit der RLBau 20 wird das mit ins Budget aufgenommen, 
und wir müssen alle drei Monate Bericht erstatten und jeweils Prognosen über 
eventuelle Mehrungen oder Minderungen abgeben. – Wir sehen das Thema als ei-
gentlich sehr intensiv behandelt.

SV Dipl.-Ing. Alex Indra (Stadtwerke München): Ich sag zu meinen Projektleitern 
immer: Wenn ich dich nachts anrufe, musst du mir sagen, wie dein Projekt steht. – 
Das ist eigentlich das A und O. Grundlage ist natürlich eine richtige Kostenkalkula-
tion auf fairen Preisen. Ich möchte monatlich ein Chart haben, wie die Kosten, wie 
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die Termine stehen, damit man immer die Übersicht hat, bei welchem Projekt der 
Sachstand wie ist – nach Leistung, nach Kosten et cetera, et cetera. Das ist erst 
mal die Aufgabe des Projektleiters, und ich bin übergeordnet für das Ganze und 
muss es dann oben wieder zusammenziehen. Da müssen dann alle Themen ent-
sprechend berücksichtigt sein.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank. Das war die Idee eines mo-
natlichen Reportings?

SV Dipl.-Ing. Alex Indra (Stadtwerke München): Ich denke, man muss schauen, 
wo das Projekt steht. In der Planungsphase reporte ich vielleicht nur alle zwei Mo-
nate. Bin ich aber in der Bauphase, wo ich wirklich jeden Tag einen großen Bau-
fortschritt habe, kann ich das auch wöchentlich machen, wenn man ein automati-
siertes System hat. Ich bin der Meinung: mindestens einmal im Monat; bei 
Planungsprojekten kann man das Controlling auch weiter auseinanderziehen. Aber 
im Prinzip muss man immer wissen, wo man steht.

Abg. Franz Bergmüller (AfD): Meine Frage zielt in dieselbe Richtung. Wir haben 
bei den Großprojekten, die wir vom Landtag aus in Ausschüssen betreuen, gese-
hen, dass das halt überhaupt nicht passiert; auch im Haushaltsausschuss. Was ich 
da jetzt erlebt habe! – Das, was Sie hier vorstellen und was man alles machen 
könnte, ist wirklich gut gemeint. Aber in der Praxis ist es anders. Heute Vormittag 
haben wir wieder gehört: Da gibt’s vierteljährlich eine Projektsitzung. Man wusste 
gar nicht genau, wer bei der letzten Projektsitzung für die zweite S-Bahn-Stamm-
strecke dabei war. Das ist halt unser Paradebeispiel. Das bezieht sich aber auf alle 
Großbauprojekte, zum Beispiel auch auf den Gefängnisbau. Im Haushaltsaus-
schuss haben wir in der letzten Sitzung, an der ich teilgenommen habe, einen Hau-
fen Großbauprojekte besprochen, bei denen sich alles verdoppelt, verdreifacht hat. 
– Sie haben gesagt, der Projektleiter müsste das Kostencontrolling durchführen. 
Sie haben ja gleich davon gesprochen, dass man den in der Nacht anrufen können 
müsste und dass er dann auch noch über die Zahlen Bescheid wissen müsste. Wir 
wären ja schon zufrieden, wenn wir dieses Kostencontrolling in einem monatlichen 
Jour fixe festschreiben könnten. Welche Handhabe hat man da? Oder liegt es nur 
am Bauherrn? – Wir sind in einem Untersuchungsausschuss, in einem Unteraus-
schuss damit konfrontiert, und einige von uns arbeiten auch in dieser Branche – 
nebenbei oder haben früher da gearbeitet. Wir haben teilweise ganz andere Erfah-
rungen. In diesen Großprojekten sehen wir immer wieder, dass es Abstimmungs-
probleme gibt und dass die Zahlen nicht verfügbar sind. Meine Kollegin Frau In-
ge Aures hat das neulich auch angesprochen: In ihrer Zeit als Oberbürgermeisterin 
hat sie immer ständig über die Großbauprojekte die Kontrolle gehabt, das Control-
ling. In einem Projektausschuss für Projekte in der Kommune in der Größenord-
nung von 10 Millionen haben wir auch in jedem Monat gewusst, wie wir mit den 
Zahlen dastehen. Warum funktioniert das bei der öffentlichen Hand nicht?

SV Dipl.-Ing. Alex Indra (Stadtwerke München): Ich kann jetzt für die anderen 
Projekte nicht sprechen. Aber um es auf den Punkt zu bringen: Wir als Stadtwerke 
haben den Anspruch – oder ich; ich glaube, meinen Kollegen, die hier am Tisch sit-
zen, geht es genauso –, genau zu wissen, wo das Projekt steht. Vielleicht habe ich 
flapsig formuliert, dass der Projektleiter, wenn er nachts aufsteht, seine Zahlen 
kennen muss – aber er muss sie kennen, vielleicht nicht nachts, aber jeden Tag. 
Wir reporten – ich muss meine Projekte auch meinem Chef gegenüber verantwor-
ten, und der muss sich wiederum gegenüber seinem Chef verantworten. In Mün-
chen gibt’s verschiedene Task Forces Tram; wir zeigen dem Oberbürgermeister 
jedes halbe Jahr, wo wir stehen und was sich geändert hat von den Kosten her. 
Das ist ganz transparent. Das clustere ich runter auf meine Projekte und deren je-
weiligen Stand. Die Tram Johanneskirchen wird nächstes Jahr in Bau gehen; da 
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wird das natürlich monatlich sein. Bei anderen Baumaßnahmen wie der Tram Mün-
chener Norden, bei der wir gerade bei der Planfeststellung sind, reden wir über 
Planungskosten; die erhöhen sich nicht jeden Monat um drei, 4 Millionen. Von 
daher muss also jeder den Anspruch haben, zu wissen, wo das Projekt steht, und 
das auch entsprechend transparent und offen nach außen tragen können.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Philip Sander (Universität der Bundeswehr München): 
Man muss erst mal überlegen, was Controlling überhaupt heißt. Was steckt dahin-
ter? – Klassisches Controlling heißt, ich controlle gegen das Budget. Ich schaue, 
was ich ausgegeben habe und was noch übrig ist. Ich kann also sagen: Es wird 
knapp, oder: "Wir haben noch Puffer" et cetera. Die Frage, die ich hier heraushöre, 
ist doch, wie gut das Budget überhaupt ist. Wir laufen doch gegen eine Zahl, die 
oftmals im Großen und Ganzen gar nicht validiert ist. Die Validierung dieser Zahl 
muss eben erst mal erarbeite werden. Das sollte eigentlich das Risikomanagement 
bringen. Ein Blick über die Grenzen Bayerns hinaus zeigt, dass die Kollegen in 
Hamburg das beim Neubau der U 5 meines Erachtens sehr gut machen. Dort wird 
im Projektteam zyklisch eine Risikoanalyse für das Gesamtprojekt erstellt mit Ge-
samtkosten, unabhängig vom Budget. In der Behörde wird das dann schließlich 
gegen das Budget gelegt. Das Controlling unterhalb ist dort erst einmal nicht rele-
vant. Dort werden die Ist-Kosten aufgezeigt und geschaut, was an Verträgen und 
Mehrkosten da ist. Ich muss übergreifend eigentlich aussagen können, wie valide 
das Budget ist und was dort noch an Kosten zu erwarten ist oder was nicht drinnen 
ist.

SV Dipl.-Ing. (FH) Ralf Wulf (LH München): Vorhin wurde die Frage aufgeworfen, 
was heute Vormittag beantwortet werden konnte und was nicht. Heute Vormittag 
waren nur Vertreter der Landeshauptstadt München im Unterausschuss; wir sind 
nicht Projektträger der zweiten S-Bahn-Stammstrecke. Wir haben da bis dato noch 
keine Controlling-Funktionen.

SV Dr. Dipl.-Ing. Wolfgang Rauscher (EDR GmbH): Zu Controlling und der Ver-
fügbarkeit der Zahlen: Das alles gilt natürlich nur dann, wenn ich die Granularität 
der Zahlen so habe, dass ich sie beliebig zusammensetzen kann. Bei einem idea-
len Projekt ohne Änderungen haben Sie am Anfang aus der Planung die Basiskos-
ten, von denen der Herr Sander gesprochen hat. Wenn es zu keinen Änderungen 
kommt, setzen Sie die Planungen in Verträge um, und wenn die Verträge ohne 
Nachträge abgearbeitet sind, haben Sie letztendlich in der Säule der Verträge die 
gleichen Kosten wie im Planungsbereich auch. Dann geht das Ganze an die Kauf-
leute, und es wird in SAP oder sonst wo verbucht. Dann haben Sie im SAP-System 
anschließend die gleiche Zahl, sagen wir: 20 Millionen.

Die Wirklichkeit ist aber anders. Die Planungseinheiten sind nicht identisch mit den 
Vertragseinheiten. Es kann also sein, dass Sie bei der Ausschreibung eines Roh-
baus bereits Teile des technischen Bereichs mit ausschreiben müssen, und sei es 
nur eine Steckdose. Wenn Sie Änderungen haben oder wenn Sie wissen wollen, 
wo das Projekt steht, müssen Sie immer einen Schlüssel haben, um zu wissen, 
welche Teile in den Verträgen sind und wie die Aufteilung in Richtung Planungshef-
te ist. Man muss auch wissen, was in den einzelnen Buchungsgrößen drin steckt, 
die von den Kaufleuten wieder in anderen Einheiten verbucht werden. Zwischen 
den verschiedenen Kostenblöcken braucht man Übersetzungsmöglichkeiten, so-
dass man tatsächlich zu jedem Zeitpunkt weiß, wie die Gesamtbuchung auch im 
Vergleich zum Ausgangsbudget ausschaut. Das wird in dieser Feinheit oft nicht ge-
macht. Deshalb sind die Zahlen oft ungenau oder lassen sich gar nicht zusammen-
stellen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank. – Ich möchte das dritte The-
menfeld "Baurecht und Planfeststellungsverfahren" mit dazu nehmen und habe 
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dazu eine Frage an Sie als Experten: Mir geht es um Transparenz/Bürgerbeteili-
gung. Bei Großprojekten sind ja, wie wir gehört haben, die Stakeholder sehr wich-
tig: Umweltverbände, Nachbarn et cetera. Es beginnt ja bei einer Nachverdichtung 
mit einem Einfamilienhaus schon; da ist der Nachbar ein Stakeholder und hat 
Angst vor der Verschattung seiner Terrasse. Wo sehen Sie den richtigen Zeitpunkt 
bzw. die Notwendigkeit, Transparenz herzustellen? Welchen Umfang müsste das 
haben? Wie sollte man das tun? Hilft uns da vielleicht auch das Internet?

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Konrad Nübel (TU München): Stuttgart 21 war für die 
planenden Ingenieure ein Trauma, weil man nicht gedacht hatte, dass plötzlich aus 
der Bevölkerung so ein starker Widerstand kommen würde. Man ist damals in 
Klausur gegangen und hat zusammen mit dem VDI eine Richtlinie der frühen Bür-
gerbeteiligung erarbeitet, die wirklich sehr gut ist. Ich plädiere ziemlich stark dafür, 
solche Beteiligungsprozesse in der Phase 0, also zu einem sehr frühen Zeitpunkt 
durchzuführen. Da geht’s nicht nur darum, den Bürgern den Planungskorridor zu-
zuräumen, sondern es muss ganz klar abgegrenzt werden, was die Experten ent-
scheiden dürfen und was die Bürger entscheiden können. Das muss von Anfang 
an klar sein; das darf nicht vermischt werden. Dann müssen die Dinge auch befolgt 
werden. Man darf nicht einer Bevölkerungsgruppe eine Entscheidung überlassen, 
die später wieder über den Haufen geworfen wird. Solche Beteiligungsprozesse – 
das zeigt die Praxis – sind für so große Projekte wirklich hilfreich. Der Beteiligungs-
prozess für die letzte Startbahn des Frankfurter Flughafens wurde ja von 
Prof. Wörner geleitet; er ist sensationell gut gelaufen. Obwohl viele Gruppen große 
Nachteile in Kauf nehmen mussten, hat er es verstanden, ein Momentum für das 
übergeordnete Konzept zu erzeugen. Das war ein kompletter Gegensatz zu frühe-
ren Projekten. Bei der dritten oder vierten Startbahn gab es ja wahnsinnigen, wirk-
lich harten Widerstand. Auch bei Stuttgart 21, wo ich als planender Ingenieur dabei 
war, haben manche die Dinge nicht verstanden. Aber die Gruppe der Gegner hat 
auch Vorschläge eingebracht, die berechtigt waren. Insofern ist es bei so großen 
Projekten wirklich sinnvoll, breite Beteiligungsprozesse der Zielgruppen durchzu-
führen. Das kann man heute natürlich auch über Internet oder Online-Medien kos-
tengünstiger gestalten, als man es früher gemacht hat.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Nübel. Können Sie mir 
nochmal Phase 0 beschreiben? Was heißt das, wenn ich als Infrastrukturbetreiber, 
als Flughafen eine dritte Start- und Landebahn haben möchte? Sage ich das den 
Bürgerinnen und Bürgern auf einer Internetseite?

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Konrad Nübel (TU München): Phase 0 ist die Grobkon-
zeptionierung, die Schaffung des Baurechts, die Konzeptionierung der Projektidee, 
unter Umständen auch noch mit verschiedenen Szenarien – also, wenn man aus 
einem Bedarf der Bevölkerung, der Politik ein Projekt formt. Das ist Phase 0, wenn 
dieses Projekt dann entsteht.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Wichtig ist hier die Formulierung "in Vari-
anten" oder "noch in Alternativen gedacht".

SV Dipl.-Ing. Alex Indra (Stadtwerke München): Ich kann dem Kollegen Nübel da 
nur zustimmen. Das hat man damals in Stuttgart gemacht und frühzeitig alle Träger 
öffentlicher Belange an einen Tisch geholt und informiert. Ich möchte als Projekt-
beispiel die Ständlerstraße nennen: Dort, wo wir mehr in der Planung waren und 
wissen, was wir tun, haben wir alle Eigentümer, alle Betroffenen mitgenommen und 
Informationsveranstaltungen mit großem Aufwand abgehalten, um zu sagen, was 
für die Verkehrswende notwendig ist. Wir brauchen diese Abstellflächen. Was sind 
die Auswirkungen für die Eigentümer der Nachbargrundstücke? – Es hat sich in 
verschiedenen Informationsveranstaltungen, bezogen auf dieses Projekt, gezeigt, 
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dass man offen und transparent mit diesen Themen umgehen muss. Man muss 
sagen: Wir haben hier was – ihr werdet beeinträchtigt werden, wir werden aber 
versuchen, den bestmöglichen Rahmen zu finden, bevor die Planfeststellung ein-
gereicht wird, bevor es Baurecht gibt, um das alles zu berücksichtigen. Eine Ga-
rantie, dass kein Einspruch kommt, ist das nicht, aber ein Abholen der Bevölkerung 
und ein Mitnehmen der Bevölkerung mit Workshops ist, glaube ich, der erste 
Schritt in eine offene Diskussion, um dann beim Planrecht hoffentlich schneller und 
vernünftiger durchzugehen, weil dann vielleicht nur zehn anstatt hundert Einwen-
dungen kommen. – Also: Öffentliche Transparenz, Leute mitnehmen, sagen, was 
passiert.

SV Albert Dembinski (Albert Dembinski Bau- und Projektleitung): Ich komme aus 
einer Gemeinde, in der das seit 20 Jahren praktiziert wird. Das war einmal ein EU-
Modellprojekt. Jedes Projekt kommt zunächst in eine Arbeitsgruppe. Entweder es 
läuft ganz normal durch – dann ist es nicht interessant –, oder es wird bearbeitet, 
wenn es interessant ist. Letztendlich entscheidet der Gemeinderat über das Ganze 
auf Empfehlungen aus den Arbeitsgruppen. Nachdem der Zuschuss für dieses 
Projekt ausgelaufen ist, bleibt es weiterhin in der Kommune bei diesen Arbeits-
gruppen. Ein aktuelles Thema ist die Energie, und es ist unwahrscheinlich, wel-
ches Potenzial in solchen Arbeitsgruppen steckt. – Ich schau jetzt zu 
Herrn Prof. Rauscher. Stellen Sie sich vor, genau seine Personengruppe ist in 
einer Arbeitsgruppe vertreten, ein solcher Experte, und einer sagt: Wir bauen einen 
Tunnel. Da sagt er dann: Bärig! Das schaue ich mir jetzt an. – Das ist optimal. Bitte 
immer so früh wie möglich. Denn wenn jemand das Gefühl hat, ausgegrenzt zu 
werden, ist der Tunnel schon tot.

SV Prof. Dr. Ulrich Hösch (GvW Graf von Westphalen): Bei Stuttgart 21 fällt auf, 
dass die Proteste entstanden sind, nachdem ein Planfeststellungsbeschluss ergan-
gen und ein Prozess diesen Planfeststellungsbeschluss bestätigt hat. Das heißt: 
Da waren wir schon gar nicht mehr in der Planungsphase, in der Phase 0, sondern 
wir waren in der Phase Baubeginn. Sicherlich war nicht optimal, wie sich das Land 
Baden-Württemberg im Hinblick auf die Durchsetzung des Baurechts verhalten 
hat. Das hat sicherlich sehr stark dazu beigetragen. Man könnte jetzt fragen, 
warum alle die, die auf die Straße gegangen sind, als gebaut werden sollte, sich 
nicht vorher beteiligt haben. Denn wir haben – das muss man ganz offen sagen – 
sowohl im Planfeststellungsverfahren wie auch über die UVP schon sehr lange 
sehr weitgehende Beteiligungsmöglichkeiten. Die sollten auch genutzt werden. 
Das Ganze ist natürlich formalisiert, und man muss dazu sagen, dass nicht alle 
Projektträger und genehmigenden Behörden immer gesagt haben: Wir sind super 
volksnah, und wir wollen das. Vielmehr haben wir auch gesehen, dass viele das als 
notweniges Übel ansehen. Diese Sicht ist sicherlich falsch.

Zu Ihrer Frage, wann das stattfinden sollte, sage ich: Das hängt natürlich vom Pro-
jekt ab. Wir haben für verschiedene Projekte ja auch unterschiedliche Systeme. 
Zum Beispiel kommen Bundesfernstraßen in den Bundesverkehrswegeplan. Für 
die Eisenbahnlinien gibt es eine SUP und ein Beteiligungsverfahren mit Vor-
schlagsrecht der Länder und mit Diskussion in den Ländern schon bei der Frage, 
was in diesen Plan kommt. Zu diesem Zeitpunkt wird ja noch gar nichts gebaut, da 
ist nur ein Plan, der sagt: Dafür wird mit einer bestimmten Dringlichkeit Baurecht 
geschaffen. Wenn dann später Baurecht geschaffen wird, gibt es wieder eine Be-
teiligung bei der Baurechtsschaffung. Hier taucht ein Grundproblem auf, das sich 
durchzieht, egal, welches Großprojekt Sie nehmen: Es wird immer Leute geben, 
die sagen: Das könnte man anders machen – sei es, an einem anderen Ort, sei es 
in einer anderen Form. Dann kommen Leute, die sagen: Das ist zu teuer, oder es 
ist dieses oder jenes. – Hier ist wichtig, frühzeitig zu sagen, was man will. Wenn 
Sie zu den Leuten gehen und sagen, wir wollen eine Straße von A nach B bauen, 
ohne eine Idee zu haben, wo die verlaufen soll, gehen Sie raus mit tausend Varian-
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ten. Wenn Sie aber hingehen und sagen: Wir haben jetzt drei Varianten geprüft 
und uns für die Variante 1 entschieden, können Sie darauf wetten, dass die Leute 
kommen und sagen: Aber ihr habt sieben andere Varianten gar nicht geprüft. – Da 
liegt tatsächlich auch eine Schwierigkeit: Wenn ich drei Varianten geprüft habe, 
heißt das natürlich nicht, dass es nicht noch eine vierte gibt oder eine fünfte, die 
vielleicht sogar besser ist. Man muss das argumentativ bewältigen. Ich kann ja 
nicht einfach sagen: Ich habe drei geprüft, und damit bin ich raus. – Das ist aber 
nicht so einfach, weil sich auch die Frage stellt, mit welcher Intensität Sie eine sol-
che Variante durchplanen. Wenn Sie das auf relativ einfachem Niveau machen, 
stoßen Sie vielleicht später auf Riesen-Probleme, wenn Sie auf etwas treffen, was 
sie nicht ohne Weiteres überwinden können. Wenn Sie aber alle sieben Varianten 
sehr intensiv durchplanen, haben Sie eine hohe Erkenntnis, haben aber viel Geld 
ausgegeben. Am Ende kommt möglicherweise raus, dass man am Ende doch das 
nimmt, was sich von Anfang an als vorteilhaft gezeigt hat.

Wichtig ist, zwei Dinge auseinanderzuhalten: Zum einen muss man gegenüber den 
Bürgern und den Betroffenen ehrlich sein und sagen, was auf sie zukommt – und 
das möglichst frühzeitig, und sie dann integrieren. Man muss aber auf der anderen 
Seite darauf achten, alle unsere Genehmigungsprozesse sind darauf ausgerichtet, 
dass ein abschließender Entscheider die Verantwortung trägt, sei es die Planfest-
stellungsbehörde, die Baugenehmigungsbehörde oder wer auch immer. Sie muss 
es verantworten. Die Frage ist dann: Machen wir jetzt eine Abstimmung – eine 
Volksabstimmung, ein Volksbegehren, ein Bürgerbegehren – über das Projekt, 
oder bleibt es bei diesem Verfahren? Wir haben gesetzliche Hinderungsgründe, 
warum ein Volksbegehren bei Stuttgart 21 nicht ging; das wurde aus verschiede-
nen Gründen auch gerichtlich bestätigt. Aber bei Bebauungsplänen haben wir 
durchaus die Situation, dass das Vorhaben über Bürgerbegehren gekippt wird, weil 
sich eine Mehrheit dafür findet. Aber bei den Infrastrukturprojekten muss man sich 
schon überlegen, dass die Transparenz nicht nur um ihrer selbst willen da ist, son-
dern dass sie den Leuten auch die Möglichkeit der Mitbestimmung geben soll. Am 
Ende wird in unserem System eine verantwortliche Behörde entscheiden, ob das 
geht oder nicht. Das muss dann aber auch respektiert werden. – Ich glaube, dass 
das bei mehr Transparenz auch der Fall ist. Es gibt aber viele Fälle – das sage ich 
ganz offen –, die länger als 20 Jahre dauern. Da habe ich in der Linienbestim-
mung, in der Raumordnung, im Planfeststellungsverfahren immer die gleichen Per-
sonen, immer die gleichen Argumente. Natürlich ist die Grundfrage oft die, dass 
gesagt wird: Das brauchen wir gar nicht. – Das wird aber anders entschieden. Dar-
auf muss man achten.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Hösch. – Ich glaube, 
das kennen alle Kolleginnen und Kollegen aus ihren Bürgersprechstunden von 
kleinen und großen Projekten. Es gibt immer eine Bürgerinitiative oder einen Nach-
barn, der das vielleicht nicht gut findet. Wenn es hundert Trassenvarianten für 
etwas gibt – irgendeiner sagt immer "Not in my backyard", ein Betroffener, der das 
anders sieht als die Mehrheit.

Ich rufe jetzt unseren Bereich Projektsteuerung mit auf: Vergabeverfahren, Umpla-
nungen, Kommunikation. Sie haben, glaube ich, in Ihren Eingangsstatements 
schon sehr viel dazu gesagt.

Abg. Franz Bergmüller (AfD): Ich habe mich jetzt noch zum dritten Thema gemel-
det, zum Planfeststellungsverfahren. Zwei Referenten sind darauf eingegangen. 
Herr Hösch hat in seiner Kurzvorstellung das französische Recht angesprochen, 
und Herr Nübel hat auf seine internationalen Erfahrungen verwiesen. – Richtig, 
oder? – In meinem Landkreis gibt es zwei Großprojekte. Eines ist das größte 
Hochwasser-Rückhaltebecken in Bayern. Es ist jetzt nach 22 Jahren durchprozes-
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siert: Raumordnungsverfahren, Planfeststellungsverfahren, von zwei Gerichtsins-
tanzen wieder verworfen worden, nochmal eine Gerichtsinstanz und so weiter. 
Jetzt wird es gebaut, 22 Jahre!

Die Zulaufstrecke zum Brenner-Basistunnel ist aktuell sicher eines der größten 
Verkehrsprojekte in ganz Europa. Jetzt reden wir über die deutsche Seite. Was 
passiert da? – Hier ist gerade das Wort Transparenz gefallen im Zusammenhang 
mit Stuttgart 21. Alles ist durchprozessiert. Ich war erst kürzlich bei einer Veranstal-
tung. Der Kollege Klaus Stöttner ist jetzt gerade nicht hier herinnen – schade. Er 
war nämlich auch dabei. Der Bundesverkehrsminister a.D. Scheuer war zugegen. 
3.000 Bauern waren mit ihren Traktoren und ihren Anhängern da und haben gegen 
den Landschaftsverbrauch protestiert. Wenn der politische Beschluss für dieses 
Planfeststellungsverfahren im Bundestag 2025 nach jetzigem Zeitplan gefällt wird, 
garantiere ich Ihnen: Im Vorfeld, bei den ganzen Anhörungen, haben sich die Bür-
ger nicht mitgenommen gefühlt. Ich glaube, dass heute kein Großprojekt durch-
setzbar ist. Man muss sich entscheiden. Daher meine Frage, nachdem wir zwei in-
ternational erfahrene Referenten haben: Halten Sie das französische Verfahren für 
ein Allheilmittel, damit wir in Deutschland überhaupt noch Großprojekte aufsetzen 
können? – In Nepal – da war ich vor Kurzem einmal – wird ein Tunnel durchgegra-
ben. Ich wette, dass der in ein paar Jahren fertig ist, bis ich das nächste Mal dort 
bin. Ich nehme an, in den nächsten zwei, drei Jahren. Wie ist es im internationalen 
Vergleich? – Ausgenommen ist China, da wird einfach eine Häuserreihe weggeris-
sen. Vielleicht haben Sie dazu irgendwelche Erfahrungswerte. – Wir in Deutsch-
land müssen uns entscheiden, ob wir diese Bürgerbeteiligung wollen oder nicht. 
Die Bürgerbeteiligung geht weit darüber hinaus, sie geht in den Bürgerprotest über. 
Dieser hat Stuttgart 21 letztlich aufgehalten; Bürgerproteste werden wir bei der 
Brenner-Zulaufstrecke genauso bekommen; die sind jetzt schon da. Es gibt bloß 
zwei Möglichkeiten: Entweder wird die Strecke gebaut oder sie wird nicht gebaut. 
Die vorgeschlagenen Varianten sind letztendlich die Wahl zwischen Pest und Cho-
lera.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Bevor wir in die politische Bewertung ein-
steigen, die wir hier nicht machen, habe ich eine Frage erkannt, die auf internatio-
nale Erfahrungen abzielt. Herr Sander!

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Philip Sander (Universität der Bundeswehr München): 
Vielleicht ein Blick in die Schweiz: Dort betreue ich das atomare Endlager wie auch 
den damaligen Gotthard-Basistunnel. In der Schweiz ist es sehr transparent und 
demokratisch. Man hat Grundsatzentscheidungen, die die Bürger in Abstimmun-
gen fällen. Auch hier – Herrn Nübel muss ich da zustimmen – gilt: Je früher man 
anfängt, desto besser ist es. Beispiel: das atomare Endlager in der Schweiz. Man 
hat vor vielen Jahren schon angefangen mit der Standortwahl, ganz transparent. 
Im ganzen Land hat man auf der weißen Landkarte gesucht. Wenn man früh an-
fängt, ist Akzeptanz da, auch bei schwierigen Sachen wie bei einem Endlager im 
Endeffekt. Man hat es geschafft, einen Standort zu finden, zwar an der deutschen 
Grenze, aber es ist eine geologische Wahl gewesen. Auch die Gemeinde, die es 
betrifft, hat durch die frühzeitige Aufklärung mitgemacht. Erfolg ist da, wenn man 
solche Sachen frühzeitig gemeinsam mit der Öffentlichkeit angeht.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Konrad Nübel (TU München): Genau. Ich habe in meiner 
Stellungnahme ein internationales Beispiel aus Australien aus dem Bundesland 
Victoria gebracht. Die haben in einem innenpolitischen Prozess eine Infrastruktur-
Agentur gebildet. Diese Agentur ist unabhängig von den kurzzyklischen politischen 
Prozessen; denn Infrastrukturentwicklung ist einfach sehr, sehr langfristig. Die Poli-
tik tut sich halt schwer, mit der Sanierung eines Kanalnetzes Wahlen zu gewinnen. 
Insofern hat man das institutionalisiert. Die Agentur entwickelt aus den Bedarfen 
der Bevölkerung Projekte. Sie befragen die Bevölkerung, sie machen Verkehrs-
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prognosen, entwickeln die Projekte und legen sie dann der Politik zur Entschei-
dung vor. Meistens sind die dann doch so weit gereift, dass es eigentlich fast nur 
noch eine formale Entscheidung ist. Das finde ich ein sehr gutes Beispiel dafür, wie 
es auch laufen kann. – Kann man sich mal angucken. Ich habe die Notizen drin: 
Infrastructure Victoria. Die haben auch relativ transparent auf ihrer Webpage, wel-
che Funktionen sie haben und wie sie die Infrastruktur entwickeln.

SV Prof. Dr. Ulrich Hösch (GvW Graf von Westphalen): Ich bin da ein bisschen 
gespalten. Das tatsächliche Problem sind die Menschen, die gegen etwas sind. 
Wieweit sie in ihrem Protest zu gehen bereit sind, wird ganz unterschiedlich sein. 
Wir brauchen nicht zu sagen, dass das nur irgendwelche Landwirte in Oberbayern 
sind; es gibt auch Beispiele aus Frankreich, aus Polen – das ist überall. Unsere 
Rechtsordnung sagt im Hinblick auf Enteignung und Aufopferung, dass du enteig-
net werden kannst, wenn es ein Gemeinwohlprojekt ist. Du kriegst zwar Geld, aber 
du hast hat nicht mehr das, was du vorher hattest. Oder du musst eben andere 
Rechte aufopfern. – Die Frage ist, ob das die richtige Herangehensweise ist, zu 
sagen: Wir wollen hier was bauen, und du bist davon betroffen. Wenn du nicht mit-
machst, enteignen wir dich halt. Oder ob man versucht, vorher Konsens zu schaf-
fen. Ich weiß, dass in Österreich, aber auch in der Schweiz häufig versucht wird, 
lange im Vorfeld mit den Betroffenen Konsens zu suchen. Man versucht also, die 
Enteignung zu vermeiden. Das ist sicherlich der richtigere Weg, bezogen auf den 
einzelnen Betroffenen. Wenn Sie aber sagen, "Wir wollen eine Eisenbahnstrecke 
von Palermo nach Norwegen, und die einzigen, die es nicht geschafft haben, das 
hinzukriegen, sind die Deutschen, weil sie auf 3.000 betroffene Landwirte gehört 
haben, die damit nicht einverstanden sind.", bekommt die Frage wieder ein ganz 
anderes Gewicht. – Man sagt, hier wird eine essenzielle, bedarfsgerechte Infra-
strukturstrecke, die jede Menge Vorteile hat, zurückgestellt.

Ich meine, dass man das Problem weder auf die eine noch auf die andere Weise 
lösen kann. Man muss aber in den Entscheidungsprozessen mit entsprechenden 
Etappenzielen und Schritt für Schritt vorgehen – einmal in den vorgesehenen Ver-
fahren, sprich: Raumordnung, Planfeststellung et cetera, zum anderen aber auch 
gegenüber den Betroffenen, indem man sagt: Wir gehen mit euch in dieser und 
jener Weise um und bieten euch Dinge an: begleitende Informationen, begleitende 
Arbeitskreise, Gesprächskreise et cetera, in denen auch Lösungen erarbeitet wer-
den. Dort können die Leute wirklich sagen, wo sie der Schuh drückt, wo das Pro-
blem ist. Oft spielen ja nicht einmal sosehr die Eigentumsverluste, sondern die 
Qualitätsverluste in der näheren Umgebung eine große Rolle, wo man möglicher-
weise was schaffen kann. – Aber Sie brauchen eine Entscheidung. Es muss je-
mand da sein, der zu einem bestimmten Zeitpunkt sagt, so wollen wir das jetzt ma-
chen, das soll die Lösung sein. Das wird dann auch entsprechend durchgesetzt. 
Sie können natürlich alle Rechtswege abschaffen, aber das ist ja nicht der Sinn der 
Sache, und das ist auch nicht zielführend.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Hösch. – Ich rufe jetzt 
unseren letzten Themenblock Dokumentation: Berichtswesen – Reporting – Las-
ten-/Pflichtenheft auf.

Zum Bereich davor hätte ich noch die Frage, welche Frühwarnsysteme und Indika-
toren man denn einbauen kann, damit man entweder rechtzeitig informiert wird 
oder genau den Kosten-/Zeitstand hat, der aktuell ansteht. Welche Systeme wären 
aus Ihren Sicht möglich und für den Einsatz beim Bauherrn oder bei der öffentli-
chen Hand geeignet? – Außer, dass man die Leute nachts anruft und nach dem 
Kostenstand fragt, wie es Herr Indra macht. Das ist natürlich eine Möglichkeit; ich 
weiß aber nicht so genau, wie das arbeitsschutzmäßig aussieht.

32
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert
Anhörung

70. BV, 09.05.2023

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000509.html


SV Albert Dembinski (Albert Dembinski Bau- und Projektleitung): Ich denke, man 
muss da gar nicht so weit gehen. Man braucht bloß bei den Baufirmen nachzu-
schauen. Die Mitarbeiter von Baufirmen, die Großprojekte haben, sitzen mindes-
tens alle 14 Tage beisammen, und da wird der Kostenstand ganz genau ermittelt. 
Hier sind wir wieder bei der Zusammenarbeit: Arbeiten wir wirklich zusammen, 
oder haben wir eine Art Gegnerschaft? – Es gibt ja den Bauherrn, das Ingenieurbü-
ro, die Baufirma. Wenn die sich verstehen und als Team arbeiten, ist der Abruf der 
aktuellen Kosten überhaupt kein Problem, weil jeder die Informationen hergibt. Das 
hängt auch davon ab, wie gut die Abrechnung ist. Sie können ja nicht nur mit dem 
Daumen schätzen. Das ist ja keine nachvollziehbare Größe.

Die Dokumentation ist das nächste. Für mich ist die Dokumentation am Schluss 
noch viel wichtiger. Sie müssen Unterlagen bekommen, die widerspiegeln, was Sie 
bauen. In München wird beispielsweise sehr viel gebaut. Im Untergrund gibt es 
sehr viel Infrastruktur, und man stellt immer wieder fest, dass das alles ganz an-
ders ist als auf dem Plan. Deshalb ist Dokumentation für mich ein Doppelbegriff: 
die Dokumentation während des Bauens und die Übergabe der Dokumentations-
unterlage, wenn man mit dem Bauen fertig ist.

SV Dipl.-Ing. Alex Indra (Stadtwerke München): Ich hoffe, dass der Betriebsrat 
nicht auf mich zukommt, wenn herauskommt, dass ich meine Mitarbeiter nachts 
aufwecke mit der Frage nach dem Kosten-/Terminstand. Ich wollte ja nur symbo-
lisch sagen, dass der Projektleiter – – Nicht dass es irgendwann heißt, meine Mit-
arbeiter gehen weg, weil ich sie nachts anrufe.

Nein, ich glaube, es ist so, wie der Kollege es gesagt hat: Transparenz. Wir haben 
natürlich Automatismen. Es gibt eine Vertragssumme, einen Leistungsstand, einen 
Abrechnungsstand. Das ist automatisiert, und man kann da schauen, wie es drau-
ßen ist. Trotzdem gibt es den Projektleiter, den Bauleiter. Die Zahlen lügen nicht. 
Aber was dann tatsächlich draußen ist, das muss man ja manchmal anders bewer-
ten und mit offenen Augen anschauen. Es gibt genug Controlling-Systeme dazu, 
es gibt einen Leistungsstand, einen Abrechnungsstand, einen Vertragsstand aufs 
Budget, auf die Kosten, auf das Leistungssoll. Das muss man entsprechend takten 
oder immer wieder reporten und die Zahlen hinterfragen: Enthalten sie vielleicht 
Fehler? Sind Änderungen berücksichtigt? – Das ist ein komplexes Thema, vor 
allem bei Großinfrastrukturprojekten, bei denen sich Änderungen ergeben. Diese 
Änderungen müssen bei den ganzen Zahlen kaufmännisch kontrolliert und analy-
siert werden. Zahlen sind das eine, aber man muss sie mit Verstand anschauen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank. Nur zur Info: Sie werden sich 
wundern; der eine oder andere Kollege/Kollegin musste zu Folgeterminen bereits 
gehen. Wir sind ja auch schon weit fortgeschritten, und Sie haben uns vorab dan-
kenswerterweise schon ausführliche Stellungnahmen zukommen lassen. Gibt es 
noch Fragen oder Anmerkungen?

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Philip Sander (Universität der Bundeswehr München): Zu 
der Forderung, die Kosten ständig auf dem neuesten Stand zu haben, möchte ich 
noch eine Anmerkung machen. Ich habe es schon zu Beginn erwähnt: Diese inte-
grale Betrachtung von Kosten, Terminen und Risiken ist hier sehr wichtig. Wir müs-
sen diese drei Elemente auch in einem Modell verschneiden. Ich habe nichts 
davon, wenn ich eine Kostenermittlung in Excel und Bauzeitplanung in MS Project 
habe, beide parallel führe, aber keinen Blick darauf habe, was was beeinflusst. Die 
integrale Betrachtung wird auch Risiko-Zwilling genannt; sie sollte eigentlich eta-
bliert werden, um auch die Hebel zu sehen, die das Projekt beeinflussen, wo der 
Hebel ist, was tritt ein, was kann Folgerisiken bewirken, welche Auswirkungen auf 
Kosten/Zeit kann das haben. Diese Elemente müssten eigentlich gemeinsam be-
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trachtet werden, auch entsprechend zyklisch aktualisiert werden. Das ist bei Groß-
projekten im Ausland, auch in Deutschland schon Standard.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Gibt es denn so ein Programm?

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Philip Sander (Universität der Bundeswehr München): Ja, 
das gibt es. Es gibt mehrere Programme. Wenn Sie in die USA schauen, ist es dort 
Standard. Ich habe lange ein Projekt in New York betreut. Dort müssen Sie im öf-
fentlichen Sektor ab 100 Millionen Dollar solche Methoden sogar anwenden.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Sander.

SV Dipl.-Ing. Alex Indra (Stadtwerke München): Ich möchte das nur bestätigen. 
Diese Programme gibt es, sie müssen eingesetzt werden. Es bringt nichts, zwei 
verschiedene Programme zu haben und dann zu versuchen, Transferarbeit zu ma-
chen. Die müssen schon miteinander verknüpft sein. Solche Programme gibt es, 
auch in Richtung der Dokumentation, um – ganz wichtiges Thema – alle Daten zu-
sammenzunehmen und schlussendlich auch einen richtigen Projektabschluss zu 
haben. Dazu gehören auch die Pläne, die Unterlagen, die Gutachten. Der Betrieb 
in der U-Bahn oder woanders muss ja dann auch wissen, was oder wie gebaut 
worden ist. Auch diese Dokumentation wird manchmal am Ende etwas lapidar be-
trachtet, aber sie ist in jeglicher Hinsicht ein ganz wichtiges, entscheidendes Ele-
ment für den Abschluss eines Projekts, damit die Nachwelt auch noch weiß, was 
und wie beispielsweise bei der U 9 gebaut worden ist.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Indra. – Ich sehe jetzt 
keine weitere Wortmeldung mehr, weder eines Experten noch einer Kollegin, eines 
Kollegen. – Ich danke Ihnen allen recht herzlich dafür, dass Sie zu uns gekommen 
sind, und für die Vorabinformationen. Wir haben einige wichtige Hinweise für unse-
re Arbeit, was man vielleicht anders, vielleicht besser machen kann. Wir können 
zwar nicht alle Fragen abschließend beantworten: Wann setzt Transparenz ein – 
GU oder nicht GU? – Da gibt es immer unterschiedliche Ansätze. Dafür ganz herz-
lichen Dank. Damit darf ich die heutige Anhörung schließen.

(Schluss: 16:16 Uhr)
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